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Politiſche Wochenſchau vom 6. bis 12. Februar. 


Mit der am 6. erfolgten Beſchwörung der Verfaſſung iſt viel⸗ 
jähriges Wünſchen und Ringen in Erfüllung gegangen. Ihre eigent- 
liche Bedeutung bekommt Die Verfaſſung erſt dann, wenn die Nation 
ſich in ſie hineingelebt, mit ihr auf das Innigſte verbunden iſt. Be⸗ 
nutzen wir das, was wir erreicht; die Fortbildung zu freieren Inſtitu⸗ 
tionen, wie fie der Geiſt der Zeit fordert, iſt nicht ausgeſchloſſen. 
Seit Kurzem, ſagt man, ſoll in Folge perſönlicher Annäherung 
eine Verſtändigung zwiſchen der preußiſchen und mecklenburgiſchen Re⸗ 

erung in naher Ausſicht ſtehn. — 10 Polniſche Abgeordnete haben 
den Eid auf die Verfaſſung nicht geleiſtet, da in derſelben nur von 
einem Preußiſchen Reiche, nicht aber von einem Polen, noch viel we⸗ 
niger von einer Trennung des Großherzogthums Poſen durch eine De⸗ 
markationslinie in 2 entſprechende Theile die Rede iſt. — Sie haben 
in Folge deſſen ihr Mandat niedergelegt. — Der Profeſſor Bürde 
wird den feierlichen Akt der Eidesleiſtung auf die Verfaſſung in einem 
großen Bilde, auf Befehl des Königs, darſtellen. — Der Graf Brau⸗ 
denburg und der Miniſter Manteuffel haben von der Stadt der 
lin das Ehrenbürgerrecht erhalten. — Der große Steuerverweige⸗ 
rungsprozeß nimmt jetzt das Intereſſe des Publikums bedeutend in 
Anſpruch. — An die oberen Staatsbehörden iſt eine Verfügung, die 
Vereidigung der Beamten auf die Verfaſſung betreffend, abgegangen. 
— Preußen und Oeſterreich haben eine energiſche Note an die Schweiz 
erlaſſen, in der ſie beſtimmte Forderungen, wegen Eufernung der po⸗ 
litiſchen Flüchtlinge, ſtellen. — Die däniſche Frage iſt durchaus ihrem 
Abſchluß noch nicht nahe und eine Erneuerung des een 
unſerer Oſtſeehäfen wieder zu erwarten. Geſtern fanden die Wah 8 
zum Staatenhauſe nach Erfurt in der erſten und zweiten Kammer ſta t. 
— Vom Handelsminiſterio ſind Normalſtatuten entworfen, um die 
raſchere Organiſation der Gewerbes Vereine zu befördern, ſie ſollen 
die neuen Innungen begründen. — 

Deutſchland. Frankfurt. Oeſterreich hat der Bundes⸗ 
Kommiſſion eine Denkſchrift über die Anbahnung der öfterreichifch- 
deutſchen Zoll- und Handelseinigung überreicht; der Plan iſt: 1) Um⸗ 
änderung ſämmtlicher Zollverhältniſſe im Sinne eines nationalen 
Schutzzollſyſtems; 2) Verſammlung der Bevollmächtigten aller deut⸗ 
ſchen Staaten zu dieſem Zwecke; 3) dieſem Zoll-Kongreſſe liegen 
bauptfächlich folgende Aufgaben ob: a) Erleichterung im Grenz⸗Ver⸗ 
kehr; b) Regelung der Fluß⸗ und Seeſchifffahrts⸗ Geſetze nach über⸗ 
einſtimmenden Grundſätzen, jo wie c) die Poſt⸗, Gifenbahn- und 
Dampfſchifffahrts⸗ Linien in Uebereinſtimmung zu bringen. — Der we⸗ 
ſentliche Inhalt der neuen, von Süddeutſchland vorgeſchlagenen 
Reichsverfaſſung iſt: Oesterreich und die d Königreiche haben ſich da⸗ 
hin geeinigt: 1) oberſte Leitung, ein Direktorium aus 7 Mitglie- 
dern, 2) Bildung eines Staatenhauſes, 3) Oeſterreich tritt mit ſei⸗ 
nem ganzen Staatskörper in Deutſchtand ein. — Oldenburg. Der 
Landtags⸗Abſchied iſt erſchienen, die meiſten Auträge ſind genehmigt, 
nur in Betreff des Ablöͤſungs⸗Geſebes iſt die Sanktion der Regierung 
nicht erfolgt. — * 

rreich. Die jetzt in Böhmen ſtehende Armee iſt ſeit Kur⸗ 
zem 10 10 000 Mann demeh und beſteht jetzt aus 1 95 Br 
— Die Bewegungen in Dalmatien ſind mehr als eine bloße * 
Verweigerung. Seit 10 Jahren glimmt dort das Feuer unter der 
Aſche. — Das Streben geht nach völliger unabhangigen en 

Die griechiſchen Nachrichten haben in Wien 8 = Ein- 
druck gemacht. In den deshalb abgehaltenen verſchie — — ns 
Berathungen, iſt man dahin übereingekommen, ſich ſpeei a g i . — . 
reich und Rußland deshalb zu einigen. Man beabſich 0 8 
bindung mit dieſen beiden Mächten an England eine Co 8 iv - Note 
zu ſenden und die Zurückziehung der engliſchen Flotte aus en griechi⸗ 
ſchen Häfen zu fordern. Graf Stürmer hat die Weiſung Mn 
fich dem Proteſt der Herren v. Titoff und Aupik anzuſchließen; die 
franzöſiſche Flotte iſt bereits nach dem griechiſchen Meere abgeſegelt. 
— Die deutſche Wechſelordnung hat die Kaiſerliche Genehmigung er⸗ 
halten. — Die ſüddeutſchen Staaten zeigen ſich bereit, den Vorſchlä⸗ 
gen Oeſterreichs hinſichtlich der Zolleinigung beizutreten, für das nörd- 
liche Deutſchland hofft man daſſelbe und foll der oben erwähnte Con⸗ 
greß am 1. Mai zuſammentreten. 5 

Preßburg wurde von einer Ueberſchwemmung heimgeſucht, wie 
ſie ſeit 1809 nicht geweſen. 

Frankreich. Der Präſident befindet ſich in Folge der Note 
von Oeſterreich und Preußen bezüglich der Schweiz in einer unange⸗ 
nehmen Klemme. Die Flüchtlings- Frage betrifft ihn in jo fern un⸗ 
mittelbar, da er ſelbſt dort als politiſcher Flüchtling war. Trotzdem 
wird wohl die Regierung der Aufforderung folgen müſſen. Auch 

emont ſoll fich bereit erklärt haben, im Fall eine Weigerung der 
weiz ein Einſchreiten nöthig macht, die Hand zu einer Interven⸗ 


tion zu bieten. — Alle Nachrichten aus Lyon und Umgegend ſtimmen 
überein, daß dort eine ungeheure Aufregung herrſcht, die beſonders 
durch die Agitation aus der Schweiz genährt wird. Der 24. Februar 
ſoll zum Ausbruch einer neuen Revolution beſtimmt ſein. Der „Con⸗ 
ſtitutionnel“ glaubt an keine Intervention in der Schweiz, da dieſe 
den Forderungen nachgeben würde; wie es heißt ſoll der 10. März 
als letzter Termin geſetzt ſein, bis wohin dieſelben erledigt ſein müß⸗ 
ten. Am 5. ſind ziemlich bedeutende Unruhen in Paris, in Folge des 
Befehls, die ſogenannten Freiheitsbäume umzuhauen, ausgebrochen. 
Der General Kamoriciere iſt gemißhandelt worden, jo daß er nur mit 
Mühe in ein Haus flüchtend, aus dieſem über die Dächer in ein an⸗ 
deres entkam, wo man ihm ein Pferd zu ſeiner Flucht gab. Die Ruhe 
iſt wieder hergeſtellt, eine Menge Verhaftungen ſind vorgenommen. 
In der Mitte der Zuſammenrottungen erkannte man die Häupter der 
verſchiedenen früheren Aufſtände. 

Italien. Von allen Ländern Europa's, welche in die Bewer 
gung des Jahres 1848 hingeriſſen, blutet keins mehr jo aus ſelbſtge⸗ 
ſchlagenen Wunden, wie Italien. Rom, das den Herold feiner Frei⸗ 
heit, Pius IX., auf Händen trug, da er das entartete Volk der alten 
Quiriten auf dem Wege ſchrittweiſer Entwickelung zu einem freien 
Bürgerthum führen wollte, das ſtreckte nach dieſem edlen Prieſter die 
Mörderhand aus und zwang ihn zur Flucht. — Rom iſt immer noch 
hauptlos; die ſo oft verkündete Rückkunft des Papſtes iſt in das Un⸗ 
beſtimmte hinausgeſchoben, indeß die wieder zur Macht gelangten Kar⸗ 
dinäle das alte Joch des Abſolutismus dem Volke von neuem aufs 
legen. — Auch Ober⸗Italien ſeufzt ſchwer unter der Rache Oeſterreichs, 
das, ſtatt einer klugen Verſöhnung, mit der ſchweren Hand einer Mi- 
litair⸗Diktatur auf dem eroberten Lande laſtet. — Unklug find dieſe 
Maßregeln, da fie Kräfte erheiſchen, wie fie der zerrrüttete Finanz⸗ 
Zuſtand Oeſterreichs kaum ertragen kann, deshalb gewinnt auch das 
Gerücht, einen Theil der Lombardei an Sardinien zu verhandeln, um 
ſo mehr Glauben. 

Rom. Die Rachſucht der Prieſter kennt keine Grenzen mehr, 
fie beabſichtigen die Ausweiſung von 5000 meiſt verheiratheten Indi⸗ 
viduen. Der Zwiefpalt der päpſtlichen Regierung mit dem Franzöſi⸗ 
ſchen Militair-Commando tritt immer ſchärfer hervor. 

Griechenland. Die Engliſche Flotte iſt in der Nähe von Sa⸗ 
lamis vor Anker gegangen, und hat die Forderung geſtellt, verſchie⸗ 
dene Summen im Betrage von 1 Mill. rückſtändiger Zinſen und 
Entſchädigung ſofort zu zahlen. Daß dies nur ein Vorwand iſt, liegt 
auf der Hand, die Beweggründe ſind in kurzem etwa folgende: Eng⸗ 
land ſah die Intervention Rußlands in Ungarn ſchon mit ſcheelem 
Auge an, da es deſſen wachſenden Einfluß im Süden, namentlich in 
der Moldau und Wallachei fürchtete und die Pläne Rußlands auf die 
Türkei durchſchaute. — Sie können wohl aufgeſchoben, nie aber auf⸗ 
gehoben werden; früher oder ſpäter muß die Türkei unter Ruſſiſche 
Botmäßigkeit kommen. Die Differenzen zwiſchen Rußland und der 
Pforte ſind nur ſcheinbar beigelegt, das beweiſen die Rüſtungen des 
Erſteren, vielleicht ſchon im nächſten Frühjahr wird der Kampf ent⸗ 
brennen. Das Ergebniß iſt nicht ſchwer vorauszuſehen, die morſche 
Türkei wird bald gebrochen und vernichtet ſein. Das aber iſt, was 
Englands Intereſſen weſentlich gefährdet. Beſpült das Mittelländi⸗ 
ſche Meer Rußland erſt, ſo iſt der Engliſche Handel nach der Levante 
vernichtet. — Die Beſetzung der griechiſchen Häfen iſt daher alſo nur 
eine Demonſtration gegen Rußland, England will feſten Fuß in Grie⸗ 
chenland faſſen, um zur Hand zu ſein, wenn Rußland ſeinen, ſeit 
lange vorgeſtecktem Ziele folgend, die Pforte zum Frühjahr angreift. 
Das find die Gründe, die Englands Politik leiten, die geſtellten For— 
derungen an Griechenland geben nur die Folie ab. 

Polen. Nach den neueſten Nachrichten ſollen die in Polen con⸗ 
zentrirten Truppen ſich zum Abmarſch rüſten, die untern Donaulän⸗ 
der ſollen ihr Ziel ſein. 


Deutſchland. 
V Poſen, den II. Febr. (Schluß.) Nachdem fo die Unzu⸗ 


ae der möglichen Motive des Zerſtückelungsprojekts nachge⸗ 


wieſen worden, geht die Petition nunmehr auf die Darſtellung der ger 


waltigen Nachtheile einer ſolchen Zerſplitterung für die Provinz 


und den Staat ein. Es wird darauf hingewieſen, wie der Preußiſche 
Staat aus Provinzen beſteht, die zum Theil in verſchiedenen Zeiten 
und unter abweichenden Verhältniſſen der Monarchie einverleibt wor⸗ 
den und wie ſich in allen ein mehr oder minder ſelbſtſtändiges, eigen⸗ 
thümliches Leben entwickelt hat. Jede Provinz habe ihre beſondere 
Verwaltung, ihre beſonderen Fonds, ihre Inſtitute, ja ſelbſt der gewerb- 
liche und commercielle Verkehr habe ſich mehr oder minder nach pro⸗ 
vinziellen Grenzen gerichtet; es ſei daher nicht bloß die Macht alter 
Gewohnheit oder ein natürlicher Hang zum Partikularismus, was z. 
B. den Pommer, den Märker, den Schleſier veranlaſſen würde, ſich 
gegen eine Auflöfung ihrer Provinzialverbände mit aller Macht zu 
ſtraͤuben, ſondern ein mehr oder weniger klares Gefühl von der Ge⸗ 
meinſamkeit und Bedeutung provinzieller Intereſſen. Dies finde auch 
auf die Provinz Poſen ſeine Anwendung. Es wird nun ausgeführt, 
wie dieſelbe, in ihren weſentlichen Beſtandtheilen, ſtets ein beſonderer 
Landestheil geweſen, früher des Polniſchen Reichs, ſpäter des Preußi⸗ 
ſchen Staats, und wie namentlich der Netzdiſtrikt ſowohl vor 1772 
Jahrhunderte hindurch mit der übrigen Provinz ein gemeinſames ſtaar⸗ 
liches Leben geführt, als auch nach 1807, mit Ausnahme des kleinen bei 
Weſtpreußen verbliebenen Theils, mit derſelben im Herzogth. Warſchau 
zuſammengeblieben und ſeit 1815 wieder vollſtändig mit ihr vereinigt ſei. 
Die Prov. Poſen ſei fo ein in feinen Intereſſen zuſammengewachſenes 
Ganze, deſſen gewaltſame Trennung nicht ohne nachtheilige Rückwir⸗ 
fung auf die getrennten Theile erfolgen könne. Zunächſt würde frei⸗ 
lich die Stadt Poſen am meiſten darunter leiden, aber auch der größte 
Theil der Provinz. Für denſelben — heißt es wörtlich — iſt Poſen 
der Hauptmarkt der Produkte, und viele Gerwerbe in den kleineren 
Städten, werden von hier aus in Nahrung geſetzt. Mit der ſinken⸗ 


den Bedeutung von Poſen, müſſen auch die Kreiſe verlieren. Außer⸗ 
dem hat die Provinz mehrfache Anſtalten und Intereſſen, bei welchen 
das platte Land ebenſo und mehr betheiligt iſt, als die Stadt Poſen, 
z. B. den landſchaftlichen Creditverein, die Irrrenanſtalt, das Schulleh⸗ 
rerſeminar, die Taubſtummenanſtalt, das Correktionshaus in Koſten, 
welche zum Theil aus Provinzialfonds erhalten werden. Wenn auch 
bei der Zerſplitterung der Provinz die Exiſtenz dieſer Anſtalten nicht 
gerade gefährdet werden ſollte, ſo würde doch eine unvermeidliche Aus⸗ 
einanderſetzung mit Koften und Schwierigkeiten verbunden und eine 
Verletzung mancher Intereſſen kaum zu umgehen ſein. Mehre in neu⸗ 
ſter Zeit angelegte, im Werk begriffene Chauſſeen werden aus Provin⸗ 
zialfonds beſtritten. Die Provinz, ſo ſehr ſie im Ganzen von der 
Natur begünſtigt iſt, ſteht doch in der Bodenkultur noch ſehr zu⸗ 
rück und bedarf zur vollſtändigen Ausbeutung ihrer reichen Naturfonds 
nicht allein vermehrter Communikationsmittel im Innern und nach 
Außen, ſondern auch erheblicher Bodenmeliorationen, Urbarmachung 
großer Bruchflächen, welche zuweilen mehrere Kreiſe durchziehn, Regu⸗ 
lirung des Laufs größerer Flüſſe, Schiffbarmachung einiger kleineren 
Flüſſe ze. Manche dieſer Anlagen find nicht blos örtlich, ſie berühren 
das Intereſſe ganzer Kreiſe und Regierungsbezirke, ja zum Theil der 
ganzen Provinz. Die Sorge dafür wird nach der neuen Verfaſſung 
vorzugsweiſe der Provinzialvertretung anheimfallen. Bei Auflöſung 
des Provinzialverbandes wird die Ausführung ſolcher Anlagen entwe⸗ 
der ganz unterbleiben oder doch bei Weitem ſchwieriger werden, denn 
die Provinzial-Vertreter der Mark, Weſtpreußens und Schleſiens wer⸗ 
den ſchwerlich geneigt ſein, den Intereſſen der hinzugekommenen Bruch⸗ 
theile der Provinz Poſen diejenige Beachtung zu ſchenken, welche ſie 
in einer beſondern Provinzialvertretung erfahren würden. Dies wird 
noch weiter ausgeführt und gezeigt, wie die abgeriſſenen Theile über⸗ 
all wie Stiefkinder eine ſtiefmütterliche Behandlung erfahren würden z 
und namentlich auch hervorgehoben, wie die größere Entfernung, in 
welche der größte Theil der Provinz zu den Sitzen der oberſten Provin⸗ 
zialbehörden geſtellt würde, den mündlichen und ſchriftlichen Verkehr 
der Privaten wie der Behörden ſchleppender machen und dadurch das 
Publikum benachtheiligen würde. — Hiernächſt wird den Stimmen 
von deutſchen Bewohnern der Provinz, die trotz der dargelegten, zu 
Tage liegenden Nachtheile für die Zerſtückelung laut geworden, Rech⸗ 
nung getragen; die Grenzdiſtrikte ſeien durch die Ereigniſſe des Jah⸗ 
res 1848, während welcher ſie den von der Provinzialverwaltung er⸗ 
warteten kräftigen Beiſtand nicht erhalten, dieſer Verwaltung entfrem⸗ 
det, und wähnten ſich, ohne Rückſicht auf das Schickſal der anderen 
Kreiſe, durch eine Vereinigung mit den Nachbarprovinzen geſicherter; 
die Bewohner des Netzdiſtrikts hofften auf Errichtung eines Oberprä⸗ 
ſidii in Bromberg, die des Kreiſes Krotoſchin auf Etablirung einer 
neuen Regierungsbehörde daſelbſt. Endlich wird auch der Petition 
des Verwaltungsrathes der deutſchen Verbrüderung gedacht und der 
Mangel ihrer Berechtigung dargelegt. 

Schließlich hält die Petition die Zerſtückelung der Provinz in po⸗ 
litiſcher Beziehung ſogar für gefährlich. Denn wenn man im Auge 
habe, daß die Beſtrebungen der Polen auf Losreißung der Provinz ſich 
erneuern möchten, und daraus folgere, daß die Regierung ſtets auf 
ihrer Hut fein müſſe, fo ſei dies einzig vollſtändig ausführbar, wenn 
die oberſte Verwaltung der Provinz, von der die Aufſicht ausgehen 
müſſe, ſich in einer Hand befinde und in der Provinz ſelbſt ihren 
Sitz habe. Eudlich wird auch noch angeführt, wie es nicht zu leug⸗ 
nen ſei, daß den ehemals Polniſchen Landestheilen, welche die Preu⸗ 
ßiſche Regierung unter dem Namen: Großherzogthum Poſen wieder 
in Beſitz genommen, zwar keine politiſche Selbſtändigkeit, wohl aber die 
Exiſtenz als beſondere Provinz zugeſichert worden. Wenn nun auch 
nicht dafür gehalten werde, daß die Regierung an dergleichen Zu⸗ 
ſicherungen ohne Rückſichten auf veränderte Umſtände für immer ge⸗ 
bunden ſei, ſo ſei doch eine Zurücknahme jenes feierlichen Verſprechens 
nur dann gerechtfertigt, wenn dringende Gründe dafür vorlägen, was 
hier, wie dargelegt worden, nicht der Fall ſei; ohne ſolche werde die⸗ 
ſelbe nur Erbitterung bei den Polen erwecken, und in ganz Europa 
als eine Maßregel der Willkür angeſehen werden. gun 


Berlin, den 6. Februar. Die Verfaſſung iſt beſchworen! Nicht 
unter dem Donner der Kanonen — obgleich die Demokraten witzeln, 
die Kanonen, welche bei der Wiege geſtanden, müßten auch deren 
Taufzeugen ſein — ſondern unter Glockengeläute. Mögen die ſanften 
Friedensklänge eine gute Vorbedeutung ſein für eine friedliche Zukunft. 
Einer Beſchreibung des Tages wollen wir uns hier entbehalten. Wit 
begnügen uns, zu dem Berichte des „ Staats⸗ Anzeigers ein ar 
Züge hinzuzufügen. Obgleich der Prediger Büchſel an der 2 
thäifirche am Sonntag von ber Kanzel herab den kommenden 5 3 
woch und den an dieſem Tage Statt findenden feierlichen Akt a er⸗ 
faſſungs-Beſchwörung als höchit gefährlich bezeichnet bei * ſt der 
Tag doch ohne alle Gefährde in Ruhe und Ordnung de egan⸗ 
gen. Das Volk hatte ſich in der jedoch nicht en Erwartung 
eines militairiſchen Schauſpiels zahlreich im Luſtgar währen gefunden. 
Das Wetter war ungünſtig, doch begann die eo während der Ei⸗ 
desleiſtung zu ſtrahlen. Der König erſchien inn = enerals-Uniform 
der Garde du Corps, decorirt mit dem dem dler- Orden, den 
Helm in der Hand, den er aufſetzte, als er e Throne Platz nahm. 
Seine Worte waren allerdings, wie er ſelbſt bemerkte, feine eigenſten. 
Der Grundgedanke in der Rede des Präſidenten der erſten Kammer, 
Hrn. v. Auerswald, war, daß die Königl. Machtvollkommenheit ſich 
niemals unumſchränkter geſtalte, als wenn ſie dem geiſtigen Nac 
Landes nachgäbe. Die Handlung war nicht lange nach Uhr geſchloſ⸗ 
ſen. — Nach einer halbſtündigen Pauſe folgte ein kurzes Diner in 
der Bilder-Galerie und dem weißen Saale. Die Königliche Tafel in 
dem letzteren. Der König ſaß zwiſchen den beiden Kammer ⸗Präſiden⸗ 
ten, ihm gegenüber die Staats⸗Miniſter und die Königlichen Prinzen. 
Nach der Tafel, welche nichts Bemerkenswerthes darbot, empfahl ſich 
der König und die Verſammlung ging aus einander. Der äußere Cha⸗ 


rakter derſelben bot durch die zahlreichen Orden und Uniformen einen 
zwar glänzenden, aber auch ſehr gemeſſenen Anſtrich dar. In den 
Vorgemächern erblickte man zahlreiche Mannſchaften der Krongardiſten 
und des Garde du Corps in ihren Feſttags⸗Uniformen. Der hiſtoriſch 
denkwürdige Balkon des Ritterſaales (bekanntlich beſtritt Friedrich der 
Große von demſelben, der früher aus gediegenem Silber war, die 
Koſten des 7 jaͤhrigen Krieges), auf welchem nur etwa einige 20 Per⸗ 
ſonen Platz finden, war von dem diplomatiſchen Korps, namentlich 
auch von den Damen deſſelben, eingenommen. Man erblickte die Grä⸗ 
fin Meyendorff, Gräfin Brandenburg u. A. Ueberhaupt war der 
Raum ſehr gemeſſen und die Herren Abgeordneten beſchwerten ſich 
lebhaft über die körperliche Bedraͤngniß, in der fie ſich befunden. Ger 

4 Uhr war Alles beendet. 

Berlin, den 7. Februar. Wie die Kunde von den ferneren 
Vorgängen im Königlichen Schloſſe ſich weiter verbreitet, ſo ſteigert 
ſich auch die Befriedigung und Zuverſicht, namentlich in den parla⸗ 


mentariſchen Kreiſen. Der König hat ſich mit mehreren Deputirten 
perſönlich unterhalten, und der gegenſeitig hierbei empfangene Ein⸗ 


druck ſoll auf beiden Seiten ein durchaus wohlthuender und ermuthi⸗ 
gender geweſen fein. Ueberhaupt ſcheinen die Nachmittags⸗Unterhal⸗ 
tungen den Abgeordneten auch unſerer Partei zum beſonderen Commen⸗ 
tar der Königlichen Rede des Morgens gedient zu haben. Hauptſächlich 
mit daraus iſt das ſehr günſtige Urtheil über dieſe Rede, wie wir es auch 
in der „Conſt. Ztg.“ finden, zu erklären. „Die Rede trägt durchaus das 
Gepräge des Königl. Redners. Manche hätten es anders gejagt, Manche 
anders es gefaßt, Einige vielleicht auch anders es gewünſcht. Aber eben 
daß ſie des Königs ſelbſteigenes Werk iſt, der Ausdruck ſeiner inner⸗ 
ſten Geſinnungen, das verleiht der herzlichen Zuſtimmung, der 
freudigen Beſchwörung erſt den rechten Werth, die wahre 
Weihe, macht ſie doppelt werthvoll jedem loyalen, con⸗ 
ftitutionellen Preußen.“ Das Publikum hat von der Rede 
einen anderen Eindruck empfangen: es hat mehr Beſorgniß, als 
„ ſteudige“ Zuverficht herausgehört. Aber allerdings glauben wir, 
wenn der König Simſon und ſeine Freunde ſo oft ſähe, wie Gerlach 
und deſſen Freunde, ſo würde die Stimmung „freudiger“ Zuverſicht 
ihn weit ſtätiger beglücken, als das jetzt der Fall ſein mag. — Die 
Junker⸗Partei it freilich unverbeſſerlich. Hr. v. Gerlach wagte 
ſchon heute in der Kammer zu ſagen, die Annahme des Ablöſungs⸗ 
Geſetzes ſei ſchlimmer als eine Caſſirung der ganzen Verfaſ⸗ 
ſusn g; und die Kreuzzeitung geht fo weit, öffentlich die Worte druk⸗ 
ken zu laſſen, nachdem ſie bekannt hat, „ daß die Worte, mit denen 
unſer Königl. Herr das neue Gelöbniß Sr. Königl. Pflichten beigeſellt 
hat, wie friſcher Morgenthau gefallen ſind,“—: „und natürlichſind 
wir fern davon, gegen ein Geſetz uns aufzulehnen, ſo 
lange es die Weihe Deſſen trägt, dem wir von Alters 
her zum Gehorſam eidlich verpflichtet ſind.“ Alſo: „So 
lange “l Auf dieſes ſchmachvolle Wort können wir nur erinnern 
an die Erklärung, mit welcher gegen jenes ſchaamloſe Blatt jüngſt der 
Mann, der für das geiſtige und geiſtliche Haupt der Partei galt, 
Prof. Hengſtenberg ſelbſt, hervorgetreten iſt. Derſelbe hat im Inter⸗ 
eſſe der chriſtlichen Moral und feiner kirchlichen Partei ausdrücklich und 
öffentlich in ſeiner „Evangeliſchen Kirchenzeitung“ in das Verdam⸗ 
mungsurtheil eingeſtimmt, das alle Welt längſt über die unſittlichen 
Lehren und Beſtrebungen jenes Blattes gefällt, öffentlich Meineid für 
Meineid, Wortbruch für Wortbruch, Lüge für Lüge erklart und es aus⸗ 
„daß der „Neuen Preußiſchen Ztg.“ „die tiefere ſittliche 
Grundlage fehlt, und in Folge deſſen der Geiſt der Rohheit und Bos⸗ 
heit ſich entwickelt.“ (Köln. Ztg.) 
＋ Breslau, den 10 Jan. Die politiſche Stimmung unſerer 
Stadt und Provinz iſt immer noch dieſelbe indifferente geblieben. Auch 
die Beſchwörung unſerer Verfaſſung ging völlig ſpurlos an uns vor⸗ 
über, ohne daß irgend ein Zeichen die Theilnahme des Volkes daran 
bekundet hätte, wogegen das geſtrige Narrenfeſt der ſtädtiſchen Reſſource 
ſo viel Zudrang hatte, daß man die Billets zuletzt für den zehnfachen 
Preis vergebens verlangte. Nur in der konſtitutionellen Reſſource 
zeigten ſich am vergangenen Mittwoch einige Spuren von freudiger 
Erregtheit; die Beſchwörung der Verfaſſung wurde daſelbſt durch eine 
Feſtrede des Direktors Wiſſowa gefeiert, welchem die Jubelhymne 
aus Beethovens Sommernachtstraum voranging. Bengaliſche Flam⸗ 
men erhellten den Saal, welcher die Scharen der Zuhörer kaum faſ⸗ 
fen konnte. Auf den Straßen dagegen war Alles ſtill und werktags⸗ 
mäßig; keine Spur von Illnmination u. dgl. — Ebenſo unbemerkt 
ging ein Ereigniß vorüber, welchem eine gewiſſe Bedeutſamkeit nicht 
abgeſprochen werden kann. Es iſt dies die Gründung des erſten ſo⸗ 
einlen Vereines in Breslau. Dem Namen nach hatten wir deren 
zwar im Jahre 1848 eine Menge, ſie stellten aber den Namen des So⸗ 
kialismus bloß als Loſungswort ihrer Partei für den Fall des Kam⸗ 
pfes hin, während es ſich die in voriger Woche konſtituirte „Arbeiter⸗ 
Verbrüderung“ zum Zweck Hingeftellt hat, durch geiſtigen Austauſch 
und eigne Forſchung die Idee des Socialismus ihren Mitgliedern 
klar zu machen und derſelben durch Errichtung einer Arbeiter-Aſſocla⸗ 
tion praktiſche Bedeutung für das Leben zu verſchaffeu. An der Spitze 
derſelben ſteht der bekannte Profeſſor Nees v. Eſenbeck, welcher 
ſchon lange für die Verwirklichung dieſer ſeiner Lieblingsidee thätig 
war. Artikel I. der Statuten lautet: „Die Arbeiter-Verbrüderung 
hat den Zweck, unter den Arbeitern aller Berufsarten eine ſtarke Ver⸗ 
einigung zu begründen, welche, auf Gegenſeitigkeit und Brüderlichkeit 
geftügt, die Rechte und den Willen der Einzelnen zu einer Geſammt⸗ 
heit, die Arbeit mit dem Genuß, vermitteln ſoll.“ Perſonen beiderlei 
lechts iſt der Beitritt geſtattet. — Aber die Aufmerkſamkeit der 
Höheren Klaſſen wird auch durch die beifpiellos ſich häufende Auswahl 
von Vergnügungen aller Art zu ſehr in Anſpruch genommen, um ihr 
utereſſe der Gründung eines ſocialen Vereins zuwenden zu konnen. 
das Theater lockt der klaſſiſch ſchöne Geſang der Babbnig, einer 
Nünſtlerin, wie wir fe ſchon lange Zeit vergeblich unſerer Bühne ge⸗ 
wünſcht haben; zum Beſuch der Concerte fordert das bis in die klein⸗ 
fen Details muſterhafte Spiel unſerer Iheater- Kapelle auf, dazu 
kommen noch Dioramen und Panoramen, maskirte und unmaskirte 
Bälle in auſſallender Menge. Ein feltener Genuß wurde uns auch 
neulich durch die Anweſenheit des Prefeſſors Griepenkerl zu Theil. 
D f bekannte Verfaſſer der muſikaliſchen Novelle „Die Beethovia⸗ 
ner las in den Muliffanle der Untvsziät feine Tiagodie „ Nobes- 
pierre“ vor. Der Saal war gefüllt, obgleich ſich gewiß Viele durch 
den Namen des Stückes abſchrecken ließen. Aber dieſe Beſorguiß 
war ungegründet. Man hört in Robespierre nicht die hohlen, phra⸗ 
enhaften Stichworte geiſtloſer Schreier, nicht all' das wirre, bis zum 
Ekel wiederholte Parteigebrüll, mit einem Worte, es iſt fein Tendenz⸗ 
uch, ſondern es iſt ein Stück Weltgeſchichte. Jedenfalls dürſte man 
7 die bedeutendſte der neueren Schöpfungen dieſer Art nen⸗ 
nen. Uebrigens wird ſie binnen Kurzem auf unſerer Bühne gegeben 
werden. — Vom Erhabenen zum Lächerlichen ift nur ein Schritt. So 


Zuſchauern einer pikanten Scene, 
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trennten auch an jenem Tage der Vorleſung nur ein paar hundert 
Schritte die begeiſterten Zuhörer jenes Kunſtwerks von den erſtaunten 
welche ſich auf einer der Univer⸗ 
fität benachbarten Straße ereignete. Ich theile fie ſomit, wie ich ſie 
von Augenzeugen und genauen Bekannten der handelnden Perſonen 
erfahren habe. Schon vor mehreren Jahren hatte die Frau eines hie⸗ 
ſigen Handwerkers ihren Ehemann wegen Verſagung der ehelichen 
Pflicht verklagt, ein Sühneverſuch hatte jedoch die beiden Gatten 
wieder zu einträchtigem Zuſammenleben zurückgeführt. Am verfloſſenen 
Donnerſtag geht nun ein Subalternbeamter F., welchem jene That⸗ 
ſache aus den Akten bekannt war und der ſchon lange an Geiſteszer⸗ 
rüttung leiden ſoll, an dem Gewölbe des gedachten Handwerkers vor⸗ 
bei, und plötzlich fällt ihm jener Prozeß ein. In welchen Zuſammen⸗ 
hang dieſer mit der ſpäteren Handlungsweiſe des F. zu bringen ſei, 
läßt ſich freilich auf dem Wege ungeſtörter Begriffsverbindung nicht 
ermitteln. Genug, unſer Heid geht zu dem nächſten Wachtpoſten, ſagt, 
indem er auf ſein eiſernes Kreuz deutet: „ich bin der Lieutenaut F.“ und 
requirirt zwei Mann Wache. Mit dieſen begiebt er ſich in das Ge⸗ 
wölbe des armen Handwerkers und verhaftet ihn in Gegenwart ſeiner 
ſchon lange wieder verfühnten Frau, welche umſonſt Bitten und Thrä⸗ 
nen an den unerbittlichen Beamten verſchwendet. Es ſammeln ſich 
Neugierige, die Menge wächſt, man verlangt die Freilaſſung des Ge⸗ 
fangenen; umſonſt, F. droht, noch mehr Wache zu requiriren, wenn man 
ſich der Verhaftung und Abführung des verblüfften N. N. widerſetzen wolle. 
Ein ernſter Auftritt droht, da erſcheintein Poliz⸗Comm., befreit den Ge⸗ 
fangenen und ſucht die Menge zu beſchwichtigen. Auch F. hält es nicht 
für rathſam, ſich länger der Erbitterung der Umſtehenden auszuſetzen, 
welche ſich den ſtattgefundenen Vorfall nicht zu erklären wußten, und 
von geheimer Polizei, Staatsſtreichen, Verſchwörungen und Gott weiß 
was Allem, noch lauge Zeit fabelten. Dergleichen heitere Zwiſcheuſpiele 
helſen uns, mau ches Ernſtere und Beunruhigendere wenigſtens für den 
Augenblick zu vergeſſen. Unter dem Letztern erregt eine ruhrartige Krank⸗ 
heit viel Beſorguiß, welche bisher zwar wenig Opfer gekoſtet, aber ſchon 
eine bedeutende Auzahl von Bewohnern unſerer Stadt dem Rande des 
Grabes ſehr nahe gebracht. Viele befürchten, daß ſie die Vorläuferin 
der Cholera ſei, deren Wiederkehr ſchon lange als bevorſtehend ange⸗ 
ſagt iſt, obgleich die Aerzte die Grunbloſigkeit dieſer Beſorgniß darzu⸗ 
thun ſuchen. An Unglücksfällen anderer Art fehlt es uns auch nicht. 
So ſtieß am 5. d. M. der Perſonenzug der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn 
auf den Güterzug, wobei zwei Schaffner ſchwer verwundet und größe⸗ 
res Unheil nur mit Mühe abgewendet wurde. 

Königsberg, den 1. Febr. Unſerer Bürgerwehr iſt — etwas 
Menſchliches begegnet; ſie iſt — aufgelöſt. Was die Rücklieferung der 
Waffen unvollendet gelaſſen, hat ein Beſcheid des Miniſters v. Man⸗ 
teuffel an den hieſigen Magiſirat vollendet. Es iſt in demſelben ein⸗ 
fach auf das Geſetz vom 24. Oktober verwieſen und der Beſcheid der 
Königlichen Regierung, welche keine Prolongirung des Ablieſerungs⸗ 
termins zulaſſen wollte, aufrecht erhalten. Der Miniſter erklärt übri⸗ 
gens, daß, da der Oberft noch nicht definitiv ernannt und auch das 
Reglement über die Ordnung des Bürgerwehrdienſtes noch nicht ent⸗ 
worfen und von der Kreisvertretung genehmigt ſei — die hieſige Bür⸗ 
gerwehr allerdings von jenem Geſetze betroffen werde und daher, inſo⸗ 
weit fie unvollſtandig organiſirt bisher beſtanden, gänzlich außer Thä⸗ 
tigkeit zu ſetzen ſei. 

Frankreich. 

Paris, den 6. Februar. (Köln. Itg.) Vor dem geſtrigen Mi⸗ 

niſterrathe hielt General Chaugarnier eine Conferenz mit dem Präſi⸗ 
denten Napolen, die eine volle Stunde währte. — Mehrere Morgen⸗ 
blätter erhalten heute nachſtehende halbamtliche Mittheilung: 
In der heutigen Sitzung der National-Verſamm⸗ 
lung ſteht auf der Tages-Ordnung die Fortſetzung der zweiten Be⸗ 
rathung des Geſetzes über das Unterrichtsweſen. Richardet (won 
der äußerſten Linken, geweſener Straßenbau-Beamter), der die unbe⸗ 
dingteſte Unterrichts = Sreiheit vorſchlägt, ergreift zuerſt das Wort, 
um dem Geſetz, als einem fluſtern, zur Kuechtung des Volkes beſtimm— 
ten Werk der Kirche und der monarchiſchen Reaktion, den Prozeß zu 
machen. „Ihr wollt, ruft er unter Anderem aus, aus der Frauzöſi⸗ 
ſchen Jugend kleine Capuziner machen! Allein, die Zeiten ſind nicht 
mehr, wo ein Mönch einen Kreuzzug predigte, ein Anderer zu Pferde 
ſtieg und 100,000 Fanatiker dummer Weiſe nachfolgten, um auf der 
Straße von Jeruſalem durch Strapazen und Elend umzukommen. 
Alles hat ſeine Zeit, und die der Kirche ift vorbei, da ſie nicht mehr 
in den Vorurtheilen des Volkes den Grund ihrer Exiſtenz hat.“ Im 
weiteren Verlaufe feiner Philippica gegen die vereinigte kirchliche und 
monarchiſche Partei nimmt der Redner die Revolution von 1789 und 
ihre Helden, namentlich Robespierre, die Montalembert grandiöſe 
Verbrecher genannt hatte, in Schutz und ſchleudert dabei jo heftige 
und giftige Vorwürfe gegen die Noyaliften, beſonders well ſie nach 
ihm die Invaſion der Fremden auf Frankreich herbeigerufen haben, 
daß er zum öftern auf's wüthendſte von der Rechten unterbrochen 
wird, bis endlich der Vorſitzende ihn zur Sache ruft, unter der 
von der Majorität lebhaft beklatſchten Bemerkung: er werde nie gr’ 
ſtatten, daß auf der Tribune eine Schutz- und Lobrede auf die verab⸗ 
ſcheuenswerthe Zeit der Proſtriptionen und Confiskatlonen gehalten 
werde. Richardet beſchränkt ſich deshalb auf die Verleſung ſeines 
Amendements, das er ironiſch der Annahme der alten Vertheidiger 
der Unterrichtsfreiheit (Montalembert und die ganze katholiſche Partei) 
empfiehlt. Montalembert verſchanzt ſich hinter die Verfaſſung, welche 
dem Staat die Aufſicht über den Unterricht vorbehalte, und das 
Amendement wird hierauf ohne Weiteres verworfen. Sainte Beuve 
(von der Majorität) legt ein vollſtaͤndiges Gegenprojekt im Sinne 
einer ſehr wenig beſchränkten Unterrichtsfreiheit vor, das von feinem 
Urheber in kurzen Worten vertheidigt wird. Allein der Ausſchuß wei⸗ 
gert ſich durch ſeinen Berichterſtatter Beugnot, auf die Diskuſſion ein⸗ 
zugehen, da er bloß mit der Begutachtung des dom Staatsrath ge⸗ 
prüften Falloux'ſchen Geſetzentwurf beauftra t ſei. Der Unterrichts⸗ 
miniſter Parien beſteht ebenfalls darauf, dab über den I. Artikel des 
Regierungs⸗Vorſchlages abgeſtimmt werden ſolle, da der Vorſchlag 
von Beuve kein Amendement, ſondern die Verneinung des erſten Art. ſei. 
Die Verſammlung entſcheldet, daß über das Regierungs⸗Projekt zu⸗ 
erſt votirt werden ſoll, womit das Gegenprojekt von Salnte Beuve be⸗ 
ſeitigt iſt. 

Paris, den 7. Februar. (Köln. Ztg.) Der Polizeipräfekt hat 
ſeinen Agenten durch ein Rundſchreiben eingeſchärft, die ſeit Kurzem 
ſehr überhand nehmenden Ausſtellungen unzüchtiger Bilder in den Lä⸗ 
den zu überwachen und dagegen einzuſchreiten. — Mehrere Blätter 
Pe darüber, daß auf dem Balle des türkiſchen Geſandten ſowohl 
. Napoleon als der Ruſſiſche Geſchaͤftsträger fehlten. Der Feſtgeber 
hatte übrigens das Bild des Präſidenten neben dem des Sultans auf⸗ 
hängen laſſen. — Lord Normanby hat in ſeiner neulichen Conferenz 


mit Louis Napoleon und dem Miniſterium auf die Nothwendigkeit 
eines vollſtändigen Einvernehmens zwiſchen Frankreich und England 
im Orient hingewieſen und namentlich geäußert: „Wir können nicht 
zu Konſtantinopel mit Ihnen gegen Rußland ſein, während Sie zu 
Athen mit Rußland gegen uns find. Seit 1828 iſt dies der Fall ge⸗ 
weſen, wir vergeſſen es nicht; aber gerade deshalb ift es bald durch 
unſere, bald durch Ihre Schuld mit der orientaliſchen Frage ſtets 
ſchlimm gegangen.“ Viele wollen wiſſen, daß England unſerer Re⸗ 
gierung förmliche Vorſchläge machen werde, um ſie in ein entſchiede⸗ 
nes Bündniß gegen Rußland hineinzuziehen. — Aus zuverläfiiger 
Quelle verlautet, daß unſer Geſandter in Berlin, Perſigny, ſehr ent⸗ 
ſchieden für die Preußiſche Hegemonie und gegen Oeſterreich geſtimmt 
iſt. Auch ſoll L. Napoleon im Namen Frankreichs für den Fall eines 
Confliktes zwiſchen Preußen und Oeſterreich ſchon im Voraus durch 
förmliche Juſicherung für das erſtere Partei ergriffen haben. Die be⸗ 
deutendſten Führer der National⸗Verſammlung ſcheinen dagegen weit 
eher einer Allianz mit Oeſterreich, jedenfalls aber einer großen Zu⸗ 
rückhaltung in Betreff der Deutſchen Angelegenheiten das Wort reden 
zu wollen. Insbeſondere ſind ſie gegen jedes Aufgehen der kleineren 
Deutſchen Staaten in einem der großen, weil ihnen die Bildung ei⸗ 
nes einigen und mächtigen Reiches an den Gränzen von Frankreich 
gefährlich erſcheint. — Ueber die gegen den General Lamoriciere ver⸗ 
übten Unbilden iſt die gerichtliche Unterſuchung eingeleitet und mehrere 
als betheiligt angeſchuldigte Perſonen ſind verhaftet worden. 

„In der National-Verſammlung wird heute die zweite 
Berathung über das Unterrichts ⸗Geſetz fortgeſetzt. Der Abbe 
Cazales vertheidigt ſeinen Antrag auf Entfernung der Biſchöfe aus 
dem oberſten Unterrichtsrathe. Er findet das Maaß der Freiheit zu ge⸗ 
ring in dem neuen Geſetz und ſelbſt hinter dem von der Verfaſſung 
Gegebenen zurückſtehend. Hierauf zu der Stellung der Kirche als 
contrahirender Partei in dem Geſetze übergehend, macht er auf die Ge- 
fahren aufmerkſam, die für dieſelbe aus ihrer Solidarität mit dem 
Staate entſtehen würden, indem die Öffentliche Meinung alles Gehäſ⸗ 
ſige, was ſie in den Handlungen des oberſten Unterrichts rathes finden 
könne, auf die Kirche werfen werde. Er will überhaupt das gäuzliche 
Fernbleiben der Kirche von der Politit, da dieſelbe keiner Partei ange⸗ 
hören dürfe, und ſelbſt die Partei der Ordnung, die er unterſtütze 
und immer unterſtützt habe, ſei doch auch nur eine Partei. (Großes 
Aufſehen auf den Bänken der Majorität.) Auch den Soclalismus 
meint der Redner, bekaͤmpfe die Kirche nicht in ſeinen Theorien ſon⸗ 
dern nur in den böſen Leidenſchaften, die mit ihm in Verbindung ſte⸗ 
hen könnten. Die Geſellſchaft ſei überhaupt nur zeitlich und politiſch 
und die Kirche habe den Menſchen auf eine höhere Welt vorzubereiten. 
Der Redner führt ferner aus, daß die Kirche ſtets nur verloren habe 
bei ihren Verbindungen mit dem Staate, und erklärt zuletzt, er werde 
das Unterriehts⸗Geſetz nur annehmen, wenn man die Biſchöfe im ober⸗ 
ſten Unterrichts ⸗Rathe nicht beibehalte. Dieſer Vortrag, obſchon der 
Abbe Cazales der jtreng katholiſchen Partei und der Majorität ange⸗ 
hoͤrt, wird wegen ſeines Geiſtes der Freiheit und der Verſöhnlichkeit 
gegen die politiſchen Parteien von der Linken fortwährend mit Belfalls⸗ 
bezeugungen begleitet. Nach einigen Entgegnungen von de Vatimes⸗ 
nil, der dle Geſellſchaft wegen der Erziehung der Jugend als in we⸗ 
ſentlicher Beziehung mit dem geiftigen Heil der Menſchheit ſteheud bes 
trachtet wiſſen will, und von dem Unterrichts- Miniſter de Parrieu 
wird zur namentlichen Abſtimmung über den äußerſt wichtigen Punkt 
der Theilnahme der Geiſtlichkeit an der oberſten Beauſſichtigung des 
Unterrichts weſens geſchritten. Das Ergebniß derſelben iſt: 396 Stim⸗ 
men für, 230 dagegen. — Nach Verwerfung mehrerer Amende⸗ 
ments, unter anderen eines von Lagarde, der Mitglieder des Han⸗ 
dels- und Gewerbeſtandes in den oberſten Unterrichtsrath bringen will 
werden die einzelnen Paragraphen des erſten und Haupt⸗Artikels des 
Unterrichts⸗Geſetzes faſt ohne Diskuſſion in folgender Faſſung ange⸗ 
nommen: „De: oberſte Unterrichtsrath beſteht aus dem Unterrichts⸗ 
Miniſter als Praſidenten, vier von ihren Collegen gewählten Erzbi⸗ 
ſchöſen oder Biſchöfen, einem Geiſtlichen der reformirten Kirche und 
einem Geiſtlichen der augsburger Confeſſion, Beide von ihren Conſi⸗ 
ſtorien gewählt, einem von ſeinen Collegen gewählten Mit liede des 
iſraelitiſchen Central, Conſiſtoriums, drei von ihren Colle A ewähl⸗ 
ten Staatsräthen, drei von ihren Collegen gewaͤhlten Micgledern des 
Caſſationshofes, drei in allgemeiner Verſammlung gewählten Mit⸗ 
gliedern des Inſtituts von Frankreich, acht vom Präfidenten der Re⸗ 
publit gewählten Mitgliedern der Univerjität (welche allein die per⸗ 
manente Abtheilung des Unterrichtsrathes bilden) und drei vom Prä⸗ 
ſidenten der Republik gewählten Mitgliedern des unabhängigen Unter⸗ 
richts.“ — Der zweite Artikel, die Abſetzbarkeit der (auf Lebeuszelt 
ernannten und allein beſoldeten) Mitglieder der permanenten Abthei⸗ 
lung durch den Präſidenten der Republik enthaltend; der dritte Arti⸗ 
kel, wonach die übrigen Mitglieder auf ſechs Jahre ernannt werden, 
aber immer wieder wählbar ſind, und der vierte Artikel, wodurch vier 
jährliche Sitzungen des Unterrichtsrathes vorgeſchrieben werden, den 
der Unterrichts Miniſter auch außerordentlich berufen kann, — werden 
ebenfalls angenommen. — Schluß der Sitzung 53 Uhr. Morgen 
Interpellationen über Griechenland. 9 * 

5 Spanien. 

Madrid, den 30. Jan. Die Debatten am Schluſſe der geſtri⸗ 
gen Sitzung haben unglücklicher Weiſe einen perſönlichen Charakter 
angenommen. Hr. Gonzales Bravo hat von Hrn. Rios Roſas einige 
Ertlarungen gefordert, welche dieſer verweigerte. Dadurch kam es 
zu einem Duell. Die gewählten Waffen waren Piſtolen; nachdem der 
erſte Schuß von beiden Seiten kein Ergebniß hatte und Hr. G. Bravo 
zum zweiten Male geſchoſſen hatte, ohne zu treffen, wurde er von der 
Kugel des Hrn. Roſas auf der rechten Seite der Lunge getroffen. 
Die Verwundung iſt ſchwer, doch nicht lebeusgefährlich. Dieſes Ex⸗ 
eigniß hat eine tiefe Betrübniß in der Hauptſtadt verbreitet. — Die 
Sitzung der Deputirtenkammer konnte heute erſt um 44 Uhr eröffnet 
werden. Die Kammer verwarf den Antrag des Hru. Orenſe daß die 
Diskuſſion über die Steuererhebung nicht geſchloſſen werden könne, ſo 
lange noch ein Deputirter über dieſen Gegenſtand ſprechen wolle. 
In den Gängen der Kammer war das Gerücht verbreitet, daß die 
Regierung die Cortes bald ſchließen werde. (Berl. N.) 


Kammer: Verhandlungen. 
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Präſident: von Auerswald. a der Sitzung: 104 Uhr. 

Die Tagesordnung enthält 5 Punkte und zwar 1) Nachträg⸗ 
licher Bericht zum Ablöſungs⸗Geſez. 2) Petitions Bericht. 3) Be⸗ 
richt der Kommiſſion über die Verordnung vom 4. Januar 1819, die 
an Stelle der Vermögens ⸗Konſiskation gegen Deſerteure und ausgetre⸗ 
tene Militairpflichtige zu verhängende Geldbuße betreffend. 4) Be⸗ 
richt über den Geſetzentwurf, die ee be⸗ 
weffend, und 5) Bericht über den Antrag des Abg. Milde. 1 


Nach Eröffnung der Sitzung wird beſchloſſen, die am Montage 
anſtehende Wahl der zehn Abgeordneten in das Staatenhaus zu Er⸗ 
furt in der Weiſe vorzunehmen, daß zehn Namen auf Zettel geſchrie⸗ 
ben werden, diejenigen, welche auf dieſe Weiſe die abſolute Majorität 
erhalten, ſollen als gewählt betrachtet, über die Uebrigen einzeln ab- 
geſtimmt werden. 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung betrifft eine Ein⸗ 
haltung in das Ablöſungsgeſetz, nach welcher die SS. 80—85 deſſel⸗ 
ben keine Anwendung auf den Bezirk der Oberſchleſiſchen Landſchaft 
finden ſollen c. Die Debatte darüber iſt ziemlich umfangreich. Der 
Abg. Graf Renard hatte denſelben Antrag in Bezug auf alle Theile 
der Monarchie in der zweiten Kammer eingebracht. Er wurde von 
der Kammer angenommen, bei der nach der Geſchäftsordnung noth⸗ 
wendigen wiederholten Abſtimmung aber mit 218 gegen 47 Stim⸗ 
men verworfen. Der Miniſter des Innern erklärt die Sache 
wiederholt für eine offene Frage. Schließlich wird der Kommiſſtons⸗ 
Antrag unter Verwerfung von Amendements angenommen. Der 
dritte Gegenſtand der Tagesordnung (ſ. oben) wird durch Annahme 
der Kommiſſions⸗Anträge ohne Debatte erledigt. N — 

Nachdem der Petitionsbericht in hergebrachter Weiſe erle⸗ 
digt, geht die Kammer zum Bericht der Agrarkommiſſion über den Ges 
ſetzentwurf, betreffend die Ergänzung und Abänderung der 
Gemeinheitstheilungs⸗Orduung vom 7. Juni 1821. 

Nach Art. 9 ſoll die dem Belaſteten eingeräumte Befugniß, für 
den Fall, daß der Dienſtbarkeits⸗Berechtigte auf die Auseinanderſetzung 
anträgt, die Art der Entſchädigung zu beſtimmen, aufgehoben werden. 

Die Kommiſſion ſchlägt vor: dem Artikel 9 folgenden Zuſatz 
beizufügen: „Bei den auf Forſten haftenden und nach der Gemein⸗ 
heitstheilungs⸗Ordnung, ſo wie nach dem vorliegenden Geſetze ablös⸗ 
baren Dienſtbarkeiten verbleibt jedoch dem Beſitzer des belaſteten Wal⸗ 
des, wenn er Provokat iſt, die Wahl, ob er den Dienſtbarkeits berech- 
tigten nach dem Nutzungsertrage der Dienſtbarkeit, oder nach dem Vor⸗ 
theile, welcher dem Belafteten aus deren Aufhebung erwächſt, entſchä⸗ 
digen will. Im Iegteren Falle iſt der Werth der Vortheile des Be⸗ 
laſteten, in Ermangelung gütlicher Einigung, im Wege des ſchieds⸗ 
richterlichen Verfahrens (88. 31—34 der Verordnung vom 30. Juni 
1834), jedoch niemals höher als der Nutzungswerth der Berechtigung, 
feſtzuſtellen.“ 0 a . 

Es wird der Artikel mit dem Zuſatz der Kommiſſion, mit Aus⸗ 
nahme der Beſtimmung über das ſchiedsrichterliche Verfahren, an⸗ 
genommen. 


Schluß der Sitzung: 4 Uhr. Nächſte Sitzung: Montag 10 Uhr. 
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Nach der Eröffnung wird zunächſt die Vereidigung der Abg. 
Bennecke und v. Pokrzywinski vorgenommen. Sie werden in den 
Saal geführt, ſämmtliche Abgeordnete erheben ſich, die beiden Einge⸗ 
tretenen ſtellen ſich an den Fuß der Tribüne, der Praſident ſpricht ihnen 
den Eid vor, ſie ſprechen ihn mit erhobenen drei erſten Fingern der 
rechten Hand nach. Auf der Tagesordnung ſteht der fünfte Bericht 
der Centralbudget⸗Kommiſſion, welcher den Etat für das Mini⸗ 
ſterium des Innern enthält. Die Einnahmen der Central⸗Verwal⸗ 
tung wurden für 1849 auf 35,187 Thlr., für 1850 auf 29,417 Thlr. 
angeſetzt. Der Ausgabeetat des Miniſteriums des Innern für 1849 
und 1850 wird im Betrage je 89,920 Thlr. genehmigt. Die Ausgaben 
des ſtatiſtiſchen Büreaus betragen 13,990 Thlx. pro 1849 und 15,990 

hlr. 1850. Die Geſammtausgaben 735,320 Thlr. pro 1849 und 
782,238 Thlr. pro 1850. Dieje ſämmtlichen Poſitionen werden be⸗ 
willigt. Bei dem folgenden Abſchnitte, von der Verwaltung in den 
größeren Städten u. |. w. werden die Kommiſſtons⸗Auträge, u. A. 
für die Polizei⸗Präſidenten mit Ausnahme des Berliner ein Normal⸗ 
Gehalt von 1400 bis 1600 Thlr. feſtzuſtellen, angenommen. Eben 
fo der Antrag, das Beamtenperſonal der Polizeiverwaltung in Berlin 
auf das wirkliche Bedürfniß zu vermindern. Ein fernerer Antrag, 
eine Summe von 33,000 Thlr., welche als Zuſchuß an die Stadt Ber⸗ 
lin für Erleuchtungs⸗ und Straßenreinigungs⸗Koſten aus der Staats⸗ 
kaſſe jährlich gezahlt wird, für 1850 als erſpart nachzuweiſen, für 1851 
aber ganz abzuſetzen ruft eine lebhafte Debatte hervor. 

Bei dem Abſchnitt von den Polizei⸗Ausgaben für die Stadt Ber⸗ 
lin beantragt der Ausſchuß: die Zahl der Schutzmänner zu Juß auf 
hoͤchſtens 1200 Mann feſtzuſetzen, ferner: 1) vor dem Etat für die 
proviſoriſche Schutzmaunſchaft für 1850, welcher eine Ausgabe von 
406,356 Thaler nachweiſt, 35,006 Thlr. zu bewilligen; 2) die Er⸗ 
wartung auszuſprechen, daß auf fernere ſchleunige Verminderung die⸗ 
ſer Koſten hingewirkt werde. 05 5 

Der Miniſter des Innern: Ich werde wie bisher auf Ver⸗ 
minderung der Koſten der Polizeiverwaltung bedacht ſein. Aber wir 
dürfen es uns nicht verhehlen, es ſtehen uns noch manche Schwankun⸗ 
5 in dem politiſchen Leben bevor. Nachrichten, die mir erſt wieder 
u den letzten Tagen zugegangen ſind, laſſen es nicht wünſchenswerth 
erſcheinen, die Garantieen für die Aufrechthaltung der Ordnung in 
der größten Stadt des Landes irgend zu ſchwächen. Ich habe kein 
Bedenken, mich dem erſten — ee aber weitere 

i u laſſen, bin ich außer Stande. 
Wr | — meint, Preußen bedürfe keiner Schuß 
mannſchaft, es habe genug Schutz an jeinem Heer und ſeinen Bürgern. 

Der Miniſter des Innern: Die Errichtung einer Schutz⸗ 
mannſchaft hat nur ein wirkliches Bedürfniß befriedigt. Wir hatten 
bis dahin eine ſitzende, keine auf den Straßen befindliche Polizei, welche 

e, den Keim großer, verderblicher Zuſammenrottungen, zu ver⸗ 
bindern im Stande geweſen wäre. Die Schutzmannſchaft iſt nicht zu 
zahlreich, Hamburg hat 500 Polizeibeamte, Dublin 1200, London 
6000 Conſtabler. Und bei den letzten Chartiſtenunruhen ließen ſich 
200,000 Conſtabler einſchwören. So weit iſt die politifche Bildung 
bei uns noch nicht. Aber ich bitte Sie, ſchwächen Sie jetzt nicht die 
Gewalt der Regierung! \ 

Abg. Harkort: Es muß nach beſchworner Verfaſſung noch an⸗ 
dere Mittel geben, Berlin in Ordnung zu halten, als anderthalbtau⸗ 
ſend Polizeibeamten, ich meine moraliſche Mittel, den Bürgerſinn. 
Die zahlreiche Polizeimacht iſt ein fauler Fleck in unſerm Budget. Sie 
ſetzt unſere Finanzen außer Stande, gerechte Anſprüche, z. B. die des 
Invaliden, zu befriedigen. 5 

Abg. Kühlwetter: Der Abgeordnete für Düſſelderf (Gr. Bil 
lers) hat die Errichtung der Schutzmannſchaft als eine Conzeſſion an 

ie anarchiſche Partei bezeichnet. Die Auffaſſung iſt ſehr eigenthüm⸗ 
lich. Das beweiſen die maaßloſen Angriffe, welche die anarchiſtiſche 
Partei damals und ſpäter gegen den gerichtet hat, den ſie als Urheber 
der Mafregel betrachtete. (Gelächter) Sie weiß ſehr gut, wo ſie 
der Schuh drückt, fie fühlte wohl, daß das Inſtitut ganz geeignet war, 
ihr den Kopf zu zertreten. (Bravo.) 
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Abg. Heſſe: Ich bin ein Feind überflüſſiger Beamten. (Ges 
lächter.) Die Polizei⸗Verwaltung koſtet zweimal ſoviel, als der evan⸗ 
geliſche Cultus. (Gelächter.) Ich glaube, es wäre endlich an der 
Zeit, eine Reorganifation der Polizei durchzuführen. 

Der Miniſter des Innern: Auch ich bin ein Feind über⸗ 
ſlüͤſſiger Beamten. (Gelächter.) Die Reorganiſation der Polizei iſt 
bereits begonnen, und wird nach Annahme der Gemeinde⸗Ordnung 
durchgeführt werden. 

Die Kammer beſchließt, von dem Etat für 1850 die beantragten 
35,000 Thlr. abzusetzen, ‚fie verwirft den Antrag, daß auf eine fernere 
Verminderung dieſer Koſten hingewirkt werde, beſchließt dagegen: daß 
auf eine ſchleunige Reorganifation der Berliner Polizei⸗Verwaltung 
Bedacht genommen werde. Einige andere Anträge des Ausſchuſſes 
auf beſtimmte kleinere Erſparungen in der Polizeiverwaltung mehrerer 
Städte werden ohne Anſtand genehmigt, ebenſo der Schlußantrag: für 
die Polizeiverwaltung in den größeren Städten pro 1849 756,421 
Thlr. pro 1850 749,481 Thlr. feſtzuſezen. Für die Diſtrikts⸗Com⸗ 
miſſarien in Poſen werden pro 1849 und 1850 je 54,030 Thlr. 
bewilligt. 

Schluß der Sitzung: 34 Uhr. Nächſte Sitzung: heute Abends 6 Uhr. 
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Eröffnung 64 Uhr Abends. In der Berathung des fünften Der 
richts der Central⸗Budget⸗Commiſſion kommt zunächſt der Titel von 
der Landgendarmerie an die Reihe. Der Etat für 1849 ſetzt für die⸗ 
ſelbe 859,757 Thlr. aus, was gegen 1818 eine durch Abſetzung des 
Penſtousfonds für den Militairetat verurſachte Mehrausgabe von 
229,162 Thlr. enthält. Die Commiſſion findet die Koſten für die Gen⸗ 
darmerie-Offiziere, deren es 42 giebt, außerordentlich hoch und bean⸗ 
tragt, indem ſie den Vorſchlag macht, die Gendarmen in militairiſcher 
Beziehung unter die Aufſicht der Landwehr⸗Bataillons⸗Commandeure 
zu ſtellen, die Kammer wolle es für erforderlich erklären, daß eine 
zweckentſprechende, minder koſtſpielige militairiſche Aufſicht der Gen⸗ 
darmerie baldigſt hergeſtellt werde, damit der Poſten von 56,300 Thlr. 
für die jetzigen Gendarmerie⸗Offiziere zur vielfach verlangten Vermeh⸗ 
rung der Anzahl der Gendarmerie verwendet werden könne. 

Herr v. Griesheim bekämpft dieſen Vorſchlag auf das Nach⸗ 
drücklichſte, ſowohl in Rückſicht auf den militairiſchen Geiſt der Gensd⸗ 
armerie, den man in Atome zerſchlage, wenn man den Gendarmen 
ihre eigenen und ausſchließlichen Vorgeſetzten raube, als auch deshalb, 
weil die dadurch gehoffte Erſparniß ſich auf höͤchſtens 2000 Thl. bes 
laufen würde, indem man den Landwehr⸗Behörden eine Entſchädigung 
für die zahlreichen ſchriftlichen Arbeiten gewähren müßte und der Pen⸗ 
ſiousfonds der Bend armerie⸗Oſſiziere dann wieder auf den Militair⸗ 
Etat überginge. 

Der Kriegsminiſter billigt die Ausführung des Vorredners 
vollkommen und bittet, die ſeit mehr als 40 Jahren bewährte Ein⸗ 
richtung der Landgensd'armerie zu erhalten. Der Zuwachs der Arbeit 
würde für die Bataillons-Commandeure ein kaum zu bewältigender 
ſein; auch würde man eines Stellvertreters bedürfen, ſoweit der Land⸗ 
wehr⸗Commandeur zu Felde zöge. 

Hr. Heſſe (Sangerhausen) glaubt, daß die Landwehr⸗Com⸗ 
mandeure ſehr wohl ein wenig Arbeit mehr ertragen könnten. Im All 
gemeinen aber ſei hier kein Grund zu finden, die militairiſche Seite 
bei der Gendarmerie mehr hervorzuheben als die polizeiliche. Er er⸗ 
innere an ein Wort des Miniſters Stein, das ihm heute Jemand zu⸗ 
geflüſtert habe, es ſei nicht einzuſehen, warum man, um Diebe einzu⸗ 
fangen, Majore und Oberſten haben müſſe. 


Der Kriegsminiſter: Ich weiß nicht, wie der Herr Redner zu 
der Aeußerung des Miniſters Stein gekommen iſt. Wenn aber der 
verſtorbene Miniſter Stein Offiziere und Generale mit Spitzbubenfän⸗ 
gern in Verbindung gebracht hat, ſo iſt er falſch unterrichtet geweſen, 
wie das auch andern Leuten öfters ſo geht. (Beifall zur Rechten.) 
Die militairiſche Einrichtung der Gendarmerie halte ich für durchaus 
nothwendig. Wenn ferner geſagt worden iſt, daß die Landwehrbe⸗ 
hoͤrden ſich einen Zuwachs von Beſchäftigung gern gefallen laſſen 
würden, ſo entgegne ich, daß nach meiner Erfahrung die meiſten Of⸗ 
ſiziere dieſe Anſicht nicht theilen würden. Der lange Friede hat viele 
Offiziere an eine Bejchäftigung gewöhnt, die nicht gerade unmittelbar 
zu ihrem Dienſt gehört: wer aber im Preußiſchen Heere ſeine Pflicht 
thut, hat keine Zeit für Nebenbeſchaͤftigungen übrig. 

Der Miniſter des Innern erkennt gleichfalls die Nothwen⸗ 
digkeit der militäriſchen Organiſation der Gensdarmerie an, welche am 
wenigſten in jetziger Zeit geftört werden darf. Der Commiſſionsantrag 
bleibt bei der Abſtimmung in der Minderheit. Der Staatszuſchuß 
für die Straf⸗ und Beſſerungs-⸗ Anſtalten wird ſchließlich mit 684,857 
Thlr. für 1850 angefegt. Der Dispoſitionsfonds für die höhere Po⸗ 
lizei von 25,000 Thlr. (die geheimen Fonds) wird von der Kammer 
ohne Anſtand bewilligt. f 

Der Miniſter des Innern: Ich danke Ihnen für dieſen Be⸗ 
weis des Vertrauens. Ich kann Ihnen verſichern, daß ich von dieſen 
Fonds den mäßigſten Gebrauch machen werde. Ich werde mich freuen, 
wenn ich am Ende des Jahres den größten Theil an die Staatskaſſe 
wieder zurückliefern könnte. (Bravo.) Die „Außerordentlichen Ausga⸗ 
ben“ des Miniſteriums des Innern beſtehen für 1849 in 209,928 
Thlr. für den Bau von Strafanſtalten; 21,140 Thlr. zur Unterhal⸗ 
tung der Strafanſtalt in Berlin; 7,569 Thlr. für die Grenzpolizei an 
der Ruſſiſchen Grenze. Sämmtliche Poſten werden ohne Anſtand be⸗ 
willigt, ebenſo 198,967 Thlr. für das Jahr 1850. Man geht zum 
zweiten Gegenſtand der Tagesordnung über, dem Bericht über die von 
der erſten Kammer modificirte, unterm 6. Jannar 1849 erlaſſene Ein⸗ 
fuͤhrungs⸗Verordnung zur Allgemeinen Wechſelordnung für Deutſch⸗ 
land. Die erſten 4 88., betreſſend die Zeit, von welcher an die Allg. 
Wechſelordnung gilt, die Formen der Amortiſation von Wechſeln, die 
Beamten, welche Proteſte aufnehmen können, und die Zeit der Pro⸗ 
teſtaufnahme werden angenommen. Als 8. 5 hat die erſte Kammer die 
Beſtimmung vorgeſchlagen, daß gegen Militärs die Vollſtreckung des 
Wechſelarreſts unzuläſſig fein ſolle, ſo lauge fie dem Dienſtſtande ans 
gehören. Der Ausſchuß will den Wechſelarreſt nur dann nicht eintreten 
laſſen, wenn der betreffende Truppentheil mobil gemacht iſt. Die 
Faſſung der Erſten Kammer wird angenommen. Die übrigen 88, des 
Geſetzes werden ohne Anſtand genehmigt. Schluß 10 Uhr. Nachſte 
Sitzung: Montag 6 Uhr Abends. Tagesordnung: Bericht über die 
Eintheilung der Rheiniſchen Hypothekenaͤmter. Achter Budgetbericht. 


Locales ꝛc. 
Poſen, den 12. Febr. Die heut fälligen Berliner Zeitungen 
ſind ausgeblieben. 


Poſen, den 12. Februar. Stand des Warthafluſſes. 
Heute Morgen 14 Fuß weniger 1 Zoll, um Mittag ak 
am Brückenpegel. Dieſes Nachlaſſen des Steigens an dieſem Punkte 
erklärt ſich dadurch, daß der Strom jetzt das Niveau des linken Ufers 
erreicht hat, welches er an mehreren Stellen überfluthet, Auf dem rech⸗ 
ten Ufer ſchien heute ein kaum merkliches Zurückgehen ſich zu zeigen; 
große Eisblöcke Löften ſich am Ufer ab und trieben gegen das Ramke⸗ 
ſche Grundſtück hin. Bis weit oberhalb ſteht noch immer die Eis⸗ 
deck. — Wie man hört, ſollen den Bewohnern Poſens 3 Kano⸗ 
nenſchüſſe den Augenblick anzeigen, wenn durch Abdecken der Walli- 
ſcheibrücke die Communikation unterbrochen wird. Das zu dieſem 
Behuf beſtimmte Geſchütz ſteht neben der St. Adalberts⸗Kirche. 

— Nach hier eingetroffenen Nachrichten findet bei Neuſtadt 
> d. — — —.— — — Statt und können wir über⸗ 

aupt einer bedenklichen Ueberſchwemmung auch hier entgegenfehen. 
In der Gr. Gerberſtraße iſt heut Nacht das Waſſer bereits Fuß hoch 
in die Keller gedrungen. werd 

d Birnbaum, den 5. Februar. Höchſt ſelten haben ſich kleinere 


Provinzialſtädte des Beſuchs von Mi ern, di f N 
haben, zu erfreuen. In unſerem „ 
der jungen Klavierkonzertiſten Clara Zick und der ſehr zu 1 
Harpfſchen Kapelle nicht wieder das Glück, einen renommlrten Künſt⸗ 
zu hören. Um fo angenehmer war es uns, als der, uns ſchon ſeit 
längerer Zeit bekannte Violin⸗Virtuos, Herr A. Grothe ſein Verſpte⸗ 
chen hier ein Konzert zu geben, am 2. d. M. erfünte. Das Programm 
enthielt: das C dur-Konzert von Beriot, Variationen auf der G-Seite 
von demſelben Komponiſten, Variationen von C. Danela und eine 
große Polonaiſe von Raymund. — Obgleich die Ausführung fämmt⸗ 
licher Nummern als eine durchweg gelungene bezeichnet werden muß, 
weil der Konzertgeber ſelbſt die ſchwierigſten Paſſagen mit der größte 
Leichtigkeit und Präzijion überwand und das Flageolet und Stactato 
in reinſtem Glanze produeirte: jo bekundete er doch feine Meiſterſchaft 
auf der Violine vorzüglich in Berior's Konzert und ganz befonders in 
den Variationen von Dancla. Abgeſehen davon, daß dieſe Bariatio- 
nen an ſich ſchon einen außerordentlichen Eindruck auf das Gemüth 
der Zuhörer üben, fo trug fie Herr Grothe jo geiſtvoll, zart und dabei 
doch mit ſolcher Eleganz und Kraft vor, daß er mit vollem Rechte 
erſten Künſtlern zur Seite geſtellt werden kann. Hatte ſich auch bei 
dieſem Konzert das Publikum nicht ganz ſo betheiligt, wie es wün⸗ 
ſchenswerth geweſen wäre, jo möge Herr Grothe doch feſt verſichert 
fein, daß er ſich durch fein Spiel ein rühmliches Andenken im hiesigen 
Orte geſtiftet hat. ea 
5 Birnbaum, den 8. Februar. Zu der Wahl eines 1 
ten für das Erfurter Volkshaus waren in Meſeritz von de ahl⸗ 


männern unſeres und des Meſeritzer Kreiſes 121 erſchienen und 5 
ausgeblieben. Es wurden verſchiedene Kandidaten darunter auch die 


früheren Deputirten Kerſt, Jordan und Vater, in Vorſchlag gebracht. 
Ein großer Theil der Wahlmänner, beſonders aus dem Birnbaumer 
Kreiſe, ſtimmten für den Königlichen Wahlkommiſſarius, den hieſigen 
Landrathsamt⸗Verweſer, Herrn Regierungs⸗Aſſeſtor Beffer. Weil 
jede Partei den von von ihr vorgeſchlagenen Kandidaten gern durch⸗ 
bringen wollte, fo zerſplitterten ſich die Stimmen, jedoch erhielt Herr 
Beſſer bei der erſten Abſtimmung ſchon 50 Stimmen, und bei der 
nöthig gewordenen zweiten Abſtimmung wurde er mit 70 gegen 51 
Stimmen zum Veputirten gewählt. Herr Aſſeſſor Beſſer rt 
conſtitutionellen Partei an und man iſt im Allgemeinen mit der We 
zufrieden. In dieſen Tagen hat er jedoch das Patent als Königlicher 
Regierungs Rath erhalten und wenn der Artikel 78 unſerer Verfa 
fung wegen Beförderung hier Anwendung findet, fo kommen unſere 
Wahlmänner in die Verlegenheit, eine Neuwahl vornehmen zu müſſen 


Bromberg, den 8. Febr. Die hentige Sitzung des Schwur⸗ 
gerichts war eine der intereſſanteſten der ganzen Sitzungsperiode. Vor 
den Geſchworenen erſchien der vor 8 Jahren aus Polen übergetretene 
Woyeiech Jozwiak, angeklagt, feinen Schwiegervater Feliſzak in der 
Nähe von Rechta bei Strzelno ermordet zu haben. Der Angeklagte 
läugnete Alles; die Zeugen aber bekundeten Folgendes: Der ꝛc. Joz⸗ 
wiak hatte ſeinem Schwiegervater Feliſzak 60 Thaler fortgenommen 
und dieſelben im Stroh verwahrt. Der Alte bat nun den Sohn wie⸗ 
derholt, ihm das Geld zurückzugeben, ohne jedoch Gehör zu finden. 
Endlich am 25. Juni erhielt er das Geld zurück, überließ jedoch dem 
Schwiegerſohn freiwillig 20 Thaler. Als er aber das zurückerhaltene 
Geld in ſeinen Kaſten verwahren wollte, fand er in demſelben eine 
zweite dort verwahrte Summe von 50 Thalern nicht vor. Er machte 
dem Schwiegerſohne, auf den er ſogleich Verdacht hatte, Vorwürfe, 
daß er ihm auch dies Geld genommen hätte und bat ihn nachher, ihm 
doch daſſelbe zurückzugeben. Der ıc. Jozwiak weigerte ſich jedoch und 
ging zuletzt aus dem Hauſe, in das er erſt ſpät in der Nacht zurück⸗ 
kehrte. Am andern Morgen, den 26. Juni, hörten die Nachbarn 
einen Streit in dem Haufe, der wieder um das Geld erhoben wurde. 
Der 2. Jozwiak hatte endlich, um den Alten los zu werden, geſagt, 
das Geld ſei auf dem Felde verwahrt, er werde es holen, und hatte 
ſich mit Sonnenaufgang dorthin begeben. Sein Schwiegervater war 
ihm gefolgt und der ıc. Jozwiak ermordete ihn hier, indem er ihm 
einen Riemen um den Hals legte und denſelben zuzog. Die Obduktion 
hatte ergeben, der Getödtete ſei in Folge einer Zuſchnürung des Hal⸗ 
ſes geſtorben und es ſei höchſt wahrſcheinlich, daß dieſelbe ate 
Riemen erfolgt ſei. Wirklich hatten auch die Mitbewohner des 
Jozwiak einen ſolchen Riemen in der Taſche des Genannten gleich u 
ſeiner Rückkehr vom Felde entdeckt und derſelbe war beim A er 
Leiche des Feliſzak, die ſpäter in's Haus gebracht worden w. 1 leichen⸗ 
blaß geworden. Schon zu Mittag erſchien nun ein Gens darm aus 
Strzelno, wohin ſich die Kunde von dem Morde raſch verbreitet hatte, 
und da das allgemeine Gerücht den Jozwiak als Mörder bezeichnete, 
fo ſuchte er denſelben, fand ihn jedoch erſt nach langem Suchen im Heu 
auf dem Boden verſteckt. Der Gens darm hielt ihm ſeine That vor, 
und der Jozwiak bediente ſich dabei der Worte? „ s hat es ja Nie⸗ 
mand geſehen.“ Im Gefängniſſe zu Ser matt aber der dortige 
Stadtwachtmeiſter, der ſich in Begleitung zweler Manner dorthin bege⸗ 
ben hatte, ein völliges Geſtändniß den dem Mörder erlangt, indem 
dieſer ſagte: „Ich habe ihn ja nicht todtgeſchlagen, ſondern habe ihm 
nur einen Riemen um den Hals geworfen, und da iſt er gleich um⸗ 
gefallen.“ So vereinigte ſich Alles, um die Schuld des Angeklagten, 
der hartnäckig läugnete, zur moraliſchen Gewißheit zu erheben. Die 
Geſchworenen, denen 2 Sale vorgelegt wurden, 1) ob der de. Jozwiak 
ſchuldig ſei, getödtet zu haben, mit der Abſicht zu töbten oder 2) ob 
derſelbe ſchuldig ſei, getöbtet zu haben, in der teinbjeligen Abſicht zu 
beſchädigen, ſprachen ad. I. das „Nichtſchuldi % ad. 2. das „Schuldig“ 
aus. Der Staatsanwalt trug auf Tod durch's Beil an, und der Ge⸗ 
richtshof ſprach fein Urtheil ebenfalls dahin aus. 


Mufterung polnifcher Zeitungen. 
England wird in a Pe bald von dem Grundſatze 
des Fortſchritts, bald von dem eigenen materiellen Intereſſe geleitet. 
Wir haben geſehen, wie es zwiſchen dem Königthum, der alten Mo⸗ 
narchie und den demokratiſchen Bewegungen vermittelt hat. Doch iſt 
vorauszuſehen, daß ſeine Politik ſich ändern wird, ſobald ſeine äußeren 
Verhältniſſe ſich anders geſtalten, und dies dürfte im Kurzen durch die 
Orientaliſche Frage geſchehen. Zur Begründung dieſer Anſicht genügt 
es, einige Worte eines berühmten Publieiſten darüber zu eitiren. Der 
Beſitz von Konſtantinopel iſt für die Ruſſen von der größten Wichtig⸗ 
keit. Die Wälder von Kleinaſien mit ihrer Fülle von Eichen, das 
Eiſen des Kaukaſus, der Hanf von Synope und Trebiſand werden 
die Werkſtätten der Nachfolger Peter d. Gr. mit reichlichem Material 
verſehen. Von London ſind nach den Indiſchen Häfen 16,000 Meilen, 
von Konſtantinopel nach Bombay über Erzerum nur 3000. Soll nun 
England den Beſtrebungen Rußlands ruhig zuſehen? Im Jahre 1815 
haben die Engländer in Geſellſchaft mit den Koſaken Paris beſucht; 
eine ſolche Scene werden wir wohl nicht mehr erleben. So hat auch 
in richtiger Beurtheilung der politiſchen Verhältniſſe der Engliſche De⸗ 
mokrat Harney unlängſt ausgerufen: „Warum zaudern wir und ſichern 
nicht mit einem Schlage die Zukunft Europas vor dem nordiſchen 
Bären. Wollen wir warten, bis er ſeine Tatze nach uns ausſtreckt? 
Wo iſt der zweite Peter der Einſiedler, der den Kreuzzug gegen Ruß⸗ 
land predigt?“ — Bei dieſer Lage der Dinge muß die äußere Politik 
Englands nothwendigerweiſe eine entſchiedene Aenderung erleiden. 
(Gazeta Polska Nro. 23.) 
Da die Regierung vorausſah, daß in der Pairsfrage die Oppo⸗ 
ſition in gedrängter Kolonne ihr gegenüber ſtehen wird, und die Stim⸗ 
men der Polniſchen Deputirten für ſie deshalb von der größten Be⸗ 
deutung find, jo bemühte fie ſich, dieſelben für ſich zu gewinnen. Als 
ihr Vermittler trat der Fürſt Radziwill auf, der in einer vertraulichen 
Conferenz die Polniſchen Deputirten beſchwor, für die Pairskammer 
u ſtimmen, indem er als Hauptargument dafür angab, daß die Cre⸗ 
rung einer ſolchen Kammer zu den Lieblingswünſchen des Königs 
gehöre, daß er gegen die Zerſtückelung des Großherzogthums Wider- 
willen empfinde, aber bereit ſei, ihn zu bezwingen und, dem Verlangen 
des Miniſteriums nachgebend, dieſelbe in's Werk zu ſetzen, wenn die 
Polen die Veranlaſſung würden, daß dieſe Königliche Propoſition 
ſiele. Außerdem hatte auch der Miniſter Manteuffel mit einem Pol⸗ 
niſchen Deputirten eine lange Conferenz, worin er ihm die Verſiche⸗ 
rung gab, daß Herr Puttkammer, der Königliche Commiſſarius in der 
Poſener Kommiſſion, feine Inſtructionen überſchritten habe, als er in 
der Sitzung dieſer Kommiſſion die Dismembration des Großherzog⸗ 
thums beantragte. Er verſicherte ferner, daß das jetzige Miniſterium, 
ſo lange es am Ruder ſci, nie, ſelbſt wenn beide Kammern ſie beſchlöſſen, 
einer ſolchen Zerſtückelung ſeine Zuſtimmung geben würde. In Folge 
dieſer Verſicherungen fand eine Generalverſammlung der Polniſchen 
Deputirten ftatt, in welcher bei der das Großherzogthum bedrohenden 
Gefahr, der früheren Anſicht entgegengeſetzt, mit 10 Stimmen gegen 7 
der Beſchluß gefaßt wurde, ſich in der Pairsfrage der Abſtimmung zu 
enthalten. Vier Deputirte: Elminowski, Klingenberg, Schaffranek und 
Gorzalka ſtimmten aber trotzdem gegen die Pairskammer. Das Reſul⸗ 
tat iſt bekannt; das Miniſterium hat ſich erhalten und nun ſoll eine 
uns ſo nachtheilige Conſtitution beſchworen werden. Welches die vor⸗ 
ausſichtlichen Folgen des Verfahrens unſerer Deputirten fein werden, 
davon nächſtens ein Mehreres. (Dziennik Polski Nro. 33.) 
Daſſelbe Blatt tadelt in einer dieſem Correſpondenz⸗ Artikel fol⸗ 
genden Anmerkung das Verfahren des Polniſchen Deputirten und macht 
es ihnen beſonders zum Vorwurf, daß ſie den Widerſpruch in den 
Worten Radziwills und Manteuffels nicht eingeſehen, da jener ver⸗ 
ſichert, daß das Miniſterium auf eine Theilung des Großherzogthums 
dringe, der König ſich aber ihr widerſetze; Manteuffel hingegen be⸗ 
haupte, daß Miniſterium werde einer Dismembration des Großherzog⸗ 
hums nie feine Zuſtimmung geben und Puttkammer habe feine In— 
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ſtruktion überſchritten. Dieſe Dismembration, ſagt es, war nur eine 
geſchickte Finte, um die Polniſchen Deputirten zu ſchrecken und ſie von 
dem allein richtigen, früher betretenen Wege zu drängen. s 

Anderer Meinung ift die in Krakau erſcheinende Zeitung Czas. 
Sie lobt in Nr. 28 das Verfahren der Polniſchen Deputirten als einen 
ganz gerechten Racheact gegen jene pſeudoliberale Partei, die der pol- 
niſchen Sache ſtets feindlich gegenüber geſtanden und jetzt von den 
Polen verlange, das Wohl des Großherzogthums ihr zum Opfer zu 
bringen. Und überdies, ſagt das genannte Blatt, hatten die Polen 
auch noch andere Beweggründe zu ihrem Verfahren. Nach dem Zu⸗ 
rücktritte des jetzigen Miniſteriums wäre ein Miniſterium an das 
Staatsruder gekommen, das ganz anticonſtitutionell nicht einmal die 
conſtitutionellen Formen beobachtet hätte. Eine unmittelbare Folge 
davon wäre eine vollſtändige Aenderung in der Preußiſchen Politik 
geweſen und die alte heilige Allianz wäre vollſtändig wieder hergeſtellt 
worden. Welche Folgen aber daraus für uns entſtanden wären, iſt 
leicht einzuſehen und ſomit haben die Polniſchen Deputirten recht ge> 
handelt, indem ſie gegen eine ſolche Politik angekämpft 

Der Wiarus enthält das Dankſchreiben des Comité's der Als 
gierer Polniſchen Emigration an den Erzbiſchof von Gneſen und Po⸗ 
ſen, Herrn v. Przyluski, für die ihm durch deſſen Hand übermachte 
Geldunterſtützung. 320. 

Der Dziennik polski enthält in Nr. 32 eine ausführliche Schil⸗ 
derung der Leiden der Polniſchen Emigration in der Schweiz, die ih⸗ 
nen insbeſondere von der Berner Ariftofratie und den dortigen Jeſui⸗ 
ten zugefügt würden. 


Perſonal⸗Chronik. b 
Poſen, den 12. Febr. (Amtsbl. Nr. 7.) Der Kandidat der 
Feldmeßkunſt C. R. Schmarſow hierſelbſt iſt nach abgelegter vorſchrifts⸗ 
mäßiger Prüfung als Feldmeſſer für qualifieirt erachtet und nach er⸗ 
folgter Vereidigung unter die Zahl der Feldmeſſer im Regierungsbe— 
zirk Poſen aufgenommen worden. 
Perſonal-Veränderungen bei den Juſtizbehörden im De⸗ 
partement des Appellationsgerichts zu Poſen. Kreisgericht. Birn⸗ 
baum: Die Anſtellung des Privat-Sekret. Reich als Büreau-Gehül⸗ 
fen bei der Gerichts⸗Deputation zu Schwerin iſt zurückgenommen, da⸗ 
gegen der Applikant Markowski in gleicher Eigenſchaft dorthin geſandt. 
Grätz: Dem Aktuar Hennig iſt die interim. Verwaltung der Depoſi⸗ 
tal⸗Rendantenſtelle daf. übertragen. Kempen: Der Unteroffizier 
Schulz iſt dort zum Büren Gehüllfen und Hülfsdollmetſcher ernannt. 
Koſten: Der Oberger.-Aſſeſſ. Brier iſt zum Rechts⸗Anwalt baf. und 
zum Notar im Departement des Apell. Gerichts beſtellt. Krotoſchin: 
Der Büreau⸗Geh. Steffani iſt von Schrimm dorthin verſetzt. Der 
Unteroffizier Wardewski ift als Hilfs: Exekutor u. Bote angenommen. 
Meſeritz: Der Depoſital-Rendant Braun aus Grätz iſt mit der in⸗ 
terimiſtiſchen Verwaltung einer Sekretairſtelle daf. beauftragt. Der 
Unteroffizier Müller und der Unteroffizier Wachs find als Hülfs⸗Exe⸗ 
kutoren und Boten angenommen. Poſen: Der Eivil-Supernumerar 
Courad iſt zum Kaſſen-Gehülfen und der ehem. Bombardier Hennig 
zum Hülfs⸗Erekutor und Boten beſtimmt. Rogaſen: Der Ober⸗ 
gerichts⸗Aſſeſſ. Rappold iſt daſelbſt zum Kreisrichter ernannt. Sam⸗ 
ter: Der Hülfs-⸗Exekutor Bochynski iſt von Grätz dorthin verſetzt. 
Schrimm: Der Oberger.⸗-Aſſeſſ. Pokorny tft daſ. zum Kreisrichter be- 
ſtellt. Wollſtein: Der Appell.-Ger.-Referend. Graf iſt von Kem⸗ 
pen als Hülfsrichter dorthin deputirt und der Civil-Supern. Dräge 
aus Münſter zum Büreau-Gehülfen dahin geſandt. 


Verantw. Redakteur: C. E. H. See 
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Angekommene Fremde. 
Vom 12. Februar. — 

Lauk's Hötel de Rome: Die Kaufl. Knauf a. Berlin; Stephan a. 
i 5 Mar a. Chemnitz; Oberamtm. Boldt und Frau 


Herbſt a. Piqtkowo u. v. Kawaczynski a. Starogrod; Frau Gutsb. 
b. Haza a. Lewitz. 0 
Bazar: Die Gutsb. Kaminski a. Przyſtanki u. Gajewski a. Oſzlyn; 
Frau Gutsb. Bninska a. 79 6. 7 7 Gutsp. Sypniewski a. Koninko. 
Schwarzer Adler: Die Gutsb. Nuſzezynski a. Labiſzysko u. v We⸗ 


ſolowski a. Gora. a a 
Hotel de Dresde: Gutsb. Graf Potworowski a. Parcenczewo. 
Goldene Gans: Eigenth Michowski a. Jerka; Inſp. Lowicki a 8 
Hötel a la ville de Rome: Die Gutsb Gajewski sen. a. Wollſtein; 
Nehring a. Kolodzejewo; Genzichau a. Smierzyn. 

Hötel de Berlin: an Weber a. Frankfurt a. O.; Wirthſch.⸗Inſp. 

Kozlowski a. Ninino. 

Hotel de Hambourg: Bürger Joſeph Nabski a. Paris. 
Hotel de Pologne: Oekonom Kunath a. Otuſz; Gutsb. Weinhold 

5 1 6 Neustadt b. P 
Im Eichenkranz: Kfm. Wolfſohn a. Neuſta „P. 

Große Eiche: Gutsb. Trapezynski a. Dachowy. 


Markt⸗ Bericht. 
Poſen, den 1 I. Februar. 

Weizen 1 Rthlr. 16 Sgr. 8 Pf. bis 1 Rthlr. 25 Sgr. 7 

Pf. Roggen 26 Sgr. 8 Pf. bis 29 Sgr. 1 Pf. Gerſte 22 Sgr. 3 
Pf. bis 21 Sgr. 5 Pf. Hafer 15 Sgr. 7 Pf. bis 17 Sgr. 9 Pf. 
Buchweizen 22 Sgr. 3 Pf. bis 21 Sgr. 5 Pf. Erbſen 26 Sgr. 
8 Pf. bis 1 Reh. 1 Sgr. 1 Pf. Kartoffeln 11 Sgr. 1 Pf. bis 
12 Sgr. 5 Pf. Heu der Gentner zu 110 Pfund 20 Sgr. bis 25 
Sgr. Stroh das Schock zu 1200 Pfund 5 Rthlr. bis 6 Rthlr. 
Butter ein Faß zu 8 Pfd. I Rthlr. 15 Sgr. bis 1 Rthlr. 20 Sgr. 


Berliner Börse. 
"Den 9. Fehrnar 1850. j 
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Preussische freiw. Anleihe...» +... 5 11074 1074 
Staats-Sehmldscheine. .... ...: rer rennen 34 | 894 | 88$ 
Seehandlungs-Prämien-Scheine. „rn ron» — 1041 |1044 
Kur- u. Neumärkische Sehuldversch. n 34 — 2 
Berliner Stadt- Obligationen. 5 105 1043 
Westpreussische L'kandbrie k.. 34 | 913 911 
Grossh, Posener mt nenn 4 11014 — 
8 Be ES BERG 31 914 — 
Ostpreussische ME BE IE Ba 7 Pyarr 
pommersche Nei ee are eine 3196 954 
P . aan em Sulz 31 963 — 
Schlesische ET 34 951 1 
. v. Staat garant. P. 8. 3 — — 
Preuss. Bank-Antheil- Scheinen — 185 rer 
Friedriehsdior 21; 20: ist 2225 ge 31˙¹ 
Antlere Goldmünzen à 5 Rthlr . — | 14 12 
Dres F Bm ee ee m, 67.0 = — — 
Eisenbhahn-Actien (voll. eingez.) | 
Berlin Anhalter & R. sm un d- Krisen enden 4 — 944 
„ i n 4 = 955 
Berlin-Hamburgenn . 4 — 804 
» Prioritäts iz e Fo 43 — 1002 
Berlin-Potsdam-Magd eb. 4 — 66 
» » DIOR, Au Bi, a Ne 1a un 49414 — 
* * een 5 3 1022 
Bernsteinen e ee een e, e een. 4 1054 — 
Gon Mindener} EAN a un. . 34 — 964 
» DS ir ara 25 4 | — 1014 
Magdeburg-Halberstädter.... ....... un... 000.0. 4 — 43% 
Nırderseblea,-Nlärkisehe -..... 0.0... 000000 Sa 3} | — 85 
» Lulu gsi Dauer rau rer 4 — 95 
” - es 1 ER ee 5 — 104 
” „ Seti C nb 5 — 1 
Ober-Seblesische Litt. 44... 3 — Bei 
0 P 3] 105 — 
Mett. ee ee ee ng — — — 
. Stamm-Prissitäts 9, SP RR, 4 — 771 
* Brioritäts- d uu. sun. 4 — — 
* » v. Staat garantirt 31 — — 
DDr ̃ ͤ K 5 tern RÜR raer Aare re 4 564 | 664 
C ²˙⁰⁵» ˙— . in: nee play age 311 — 85 


Druck und Verlag von W. Decker & Comp. in Poſen. 


Stadt⸗ Theater in Poſen. 

Mittwoch den 13. Februar. Dritte Gaſtdarſtellung 
der Frau Meyerhofer mit ihren Kindern Jenny 
und Stoffel, vom K. K. Theater zu Wien. Zum 
Zweitenmale: Die beidenkleinen Topfflech⸗ 
ter, oder: Zehntauſend Thaler; Poſſe mit 
Geſang in 3 Acten von Kaiſer. Muſik vom Kapell⸗ 
meiſter Müller. (Margarethe: Frau Meyerhofer, 
Jury, Joſchu: Jenny und Stoffel Meyerho- 
fer.) — Dieſem geht vor: Badekuren; Luſtſpiel 
in 1 Act von G. zu Putlitz. 


—— ... ̃ĩ—K—;Vv ⅛—— —⅛ ü — — 
Für die Armen hieſiger Stadt ſind ferner einge⸗ 
gangen von Herrn Amtsrath Major de Rege 25 
Rthlr. Zuſammen 51 Rthlr. 20 Sgr. 
Poſen, den 12. Februar 1850. 
Die Zeitungserpedition von W. Decker & Comp. 


Nothwendiger Verkauf. 
Königliches Kreis⸗Gericht zu Poſen. 
Erſte Abtheilung, für Civil⸗Sachen. 

Poſen, den 16. December 1849. 

Das den Joſeph und Barbara Pokrywka⸗ 
ſchen Eheleuten in Suchylas, Kreis Poſen, unter 
No. 14. belegene Grundſtück, abgeſchätzt auf 7374 
Rthlr. 10 Sgr., zufolge der nebſt Hypothekenſchein 
und Bedingungen in der Regiſtratur einzuſehenden 
Taxe, ſoll am 17. Juli 1850 Vormittags 


10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 
Nothwendiger Verkauf. 

Das in der Stadt Bomſt unter Nr. 32 am 
Markte belegene brauberechtigte Wohnhaus, nebſt 
Hofraum, Stallung und Garten, mit der dem⸗ 
ſelben im Hypothekenbuche zugeſchriebenen Apo⸗ 
thekergerechtigkeit, wovon das Haus mit Hofraum, 
Stallung und Garten auf 2150 Thlr., und die 
Apothekergerechtigkeit auf 6000 Thlr. tarirt find 
— zufolge der, nebſt Hypothekenſchein und Be⸗ 
dingungen in der Regiſtratur einzuſehenden Taxe 
— ſoll am 26. April 1850 Vormittags 11 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Wollſtein, den 18. Auguſt 1849. 

Königl. Kreis⸗Gericht. 
1. Abtheilung. 


Nothwendiger Verkauf. 

Königl. Kreis-Gericht zu Schneidemühl. 

Das zu Stüſeldorf sub No. 1. gelegene, den 
Eduard und Emilie Wöhlerſchen Eheleuten 
gehörige Freiſchulzen-Gut, abgeſchätzt auf 10,008 
Rthlr. 16 Sgr. 8 Pf., zufolge der nebſt Hypothe- 
kenſchein in der Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſoll 
im Termine 

am 16. August 1850 Vormittags 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 


Auktion. 

Freitag den 15. d. Mts., Vormittags 
von halb 9 Uhr ab, werden auf dem Hofe des 
Katharinenkloſters an der Wronkerſtraße, die für den 
Kaſernen- ꝛc. Haushalt unbrauchbaren baulichen 
und Utenſilien-Gegenſtände von Kupfer, Meſſing, 
Blech, Eiſen, Holz, Gardinen mit Zubehör ꝛc. dem 
Meiſtbietenden gegen gleich baare Bezahlung öffent— 
lich verſteigert, wozu Kaufluſtige hierdurch eingela— 
den werden. 

Poſen, den 11. Februar 1850. 
Königl. Garniſon-Verwaltung. 


Pharmaceuten, welche den I. April d. J. eine 
Gehülfenſtelle hierorts zu übernehmen wünſchen, 
wollen ihre Meldung an den Unterzeichneten gelan⸗ 
gen laſſen. 

Thorn, den 6. Februar 1850. 

A. Oehlrich, Apotheker. 


Privatperſonen, die Pferde halten und ſelbe mit- 
unter zu vermiethen geneigt ſind, belieben ihre 
Adreſſen sub F. No. 1. in die Expedition dieſer 
Zeitung niederzulegen. 


Ein Gaſthaus nebſt Gaſtſtall und Gärten, an 
einer frequenten Straße belegen, iſt von George d— 
J. ab auf drei hintereinander folgende Jahre anders 
weitig zu verpachten. Das Nähere auf dem Do⸗ 
minio Groß⸗Rybno bei Kleeko. 


Publikum recht dringend gebeten. 


Poſener Droſchken-Anſtalt. 


m 


1 1 14 
Bimsſtein⸗Seife 
empfiehlt als etwas Neues in drei verſchiedenen 
Sorten: 1 

No. 1. fein parfümirt, für zarte Hände und Gr 
ſicht, das Stück 4 Sgr. 
No. 2. etwas ſchärfer, auch parfümirt zum ges 

e Gebrauch für Hände und Geſicht, 


Sgr. 
No. 3. ſchärfſte für Gewerbetreibende und ſolche 
Perſonen, die ſich ſehr beſchmuzen, 2 Sgr. 
Dieſe vorzügliche Seife bewirkt vermöge ihrer Zu⸗ 
ſammenſetzung eine ſo vollkommene Reinigung der 
Haut bei ganz ſparſamen Verbrauch, wie man ſie 
niemals bei andern Seifen vorfindet, daher dieſelbe 
beſtens empfohlen zu werden verdient. 
In Commiſſion fortwährend zu haben bei Herrn 
G. Bielefeld in Poſen. 
Eduard Oeſer in Leipzig. 


Cotillon⸗Orden 
un Lotterie-Gegenſtände 


empfiehlt in größter Auswahl zu Bällen 
Ludwig Johann Meyer, 
Neueſtraße neben der Griechiſchen Kirche. 
2 Berſiner Glanztalglichte, ſpar Sum 
e ' 
ſam und hellbrennend das nd Sgr. F. 
zugewogen, 
trockene harte Waſchſeife in vorzüglicher Qualität, 
8 Pfund 1 Thlr., 
feinſte reine Weitzen⸗Stärke und feines Waſchblau 
empfiehlt Iſidor Appel, jun., 
224. Waſſerſtr. No. 26. 
Feinſte parfümirte Eocuss Seife 
à Stück 13 Sgr., 
das Beſte für die Toilette und zur Verfeinerung 
der Haut, empfiehlt und iſt nur allein zu haben 
Neueſtraße bei Ludw. Joh. Meyer. 


Um Abnahme und Vernichtung der Droſchken⸗Fahrmarken wird das fahrende 


v. Biecezynski. 


Warkt No. 52. ſind Laden, Keller und Wohnung 
— 

Aecht Engliſch Porter empfingen 
Gebr. Vaſſalli. 


Bod-Bier 
iſt wieder vorräthig bei Julius Hoffmann. 


Donnerſtag den 14. Februar zum Abendbrod: 
Kalbsbraten nebſt Brat-Kartoffeln, verabfolgt durch 
freundliche und angenehme Bedienung. Wozu er⸗ 
gebenſt einladet Szymanski, 

Jeſuitenſtraße. 


Da ich mich entſchloſſen habe, im Frühjahr nach 
Amerika auszuwandern, ſo erſuche ich alle meine 
Debitoren, mich ſpäteſtens bis zum I. März zu bes 
friedigen, weil ich ſonſt gegen die Säumigen den 
Weg Rechtens einzuſchlagen gezwungen ſein würde. 
Meine Wohnung iſt noch immer Wilhelmsplatz 
No. 10. Moritz Löwenthal. 


Wenn ich mein Haus dem Provinzial-Schulkolle⸗ 
gium zur Errichtung einer Realſchule zu dem gewiß 
ſehr mäßigen Zins von 1000 Rthlr. angeboten habe, 
ſo glaubte ich damit etwas für das allgemeine Beſte 
zu thun. Uebrigens iſt mein fehuldenfreies Haus 
nie zu verkaufen geweſen, noch habe ich jetzt die Ab» 
ficht, daſſelbe zu verkaufen. Dies zur Nachricht für 
dasjenige Publikum, welches die Deutſche Poſener 
Zeitung lieſt. 

Poſen, den 11. Februar 1850. 

T. Graf Dzialynski. 


Thermometer- u. Barometerſtand, fo wie Windrichtung 
zu Poſen, vom 3. bis 9. Februar 1850, 


Tag. hermometerſtand 

id wer beste echter fand. Wind. 
3. Febr. + 22 T + 40, 27 3. 608.18. 
4. 1 1% | + 3% 27 . 5,1 [NW. 

5 7 + 1,09 + 2,8° 27 * 8,0 W. 

6. = | + 10° | + 28° 26. 8,4 [W. 

N + 0,0% \ + 2,5° 27 * 2,0 * Pit 

8. [ 1,0% + 1,7 27. 6.2 W. 

9. [J 007 + 4,5% 27 


6,0 [W. 


